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1.1 Persönliche Motivation  
 
Anfang des Jahres 2019 wurde von Akteur*innen des Integrationsbereichs in Görlitz der 
Bedarf für geschlechtsspezifische integrative Maßnahmen festgestellt. Daraufhin wurde 
im April 2019 „Frauen gestalten Welten“ gegründet - ein Projekt zur Beratung und 
Begleitung von geflüchteten Frauen in die Selbstorganisation, für welches die Autorin der 
vorliegenden Bachelorarbeit hauptamtlich arbeitet.  
Im Arbeitsalltag stellt sie immer wieder fest, dass sich für geflüchtete Menschen in Görlitz 
der Zugang zu wichtigen gesellschaftlichen Bereichen, wie Arbeit und Bildung, sowie der 
demokratischen Mitbestimmung sehr schwer gestaltet. Die Benachteiligungssituation 
betrifft besonders Frauen, da sie den Hauptteil der Familienfürsorge leisten und ihnen 
aufgrund des Mangels an Kinderbetreuungsplätzen der Zugang zu institutioneller Bildung 
und Lohnarbeit erschwert wird. Viele können aufgrund der Sorgearbeit, die sie in 
häuslichen Kontexten unbezahlt leisten, keine Sprachkurse besuchen. Ohne deutsche 
Sprachkenntnisse ist es wiederum schwierig, überhaupt am gesellschaftlichen Leben 
teilnehmen zu können. Die Folgen daraus sind, dass sie sich kaum als selbstwirksam 
wahrnehmen und daran zweifeln einen aktiven Beitrag in der Gesellschaft leisten zu 
können, in der sie leben. 
Im praktischen Arbeitskontext stellt sich somit immer wieder die Frage, welche 
strukturellen Lösungsansätze es braucht, um Frauen von Care-Tätigkeiten zu entlasten und 











1.2 Anlass  
 
In feministischen Debatten sowie im Kontext von Postwachstumskonzepten wird die 
Erweiterung des Arbeitsverständnisses sowie alternative Formen von Tätigsein seit vielen 
Jahren breit diskutiert. Die feministische Kritik an der aktuellen Wirtschaftspolitik lautet 
im Allgemeinen, dass sogenannte Sorge-Tätigkeiten zum Großteil von Frauen geleistet, 
aber häufig nicht entlohnt werden. Da Care-Arbeit nicht den gängigen wirtschaftlichen 
Prinzipien von Gewinnsteigerung, Effizienz, Nutzen, Prozessmaximierung und 
Produktivität entspricht, werden Tätigkeiten wie z. B. Putzen, Kochen und die emotionale 
Sorge für Mitmenschen nicht als Arbeit anerkannt und entsprechend wenig 
wertgeschätzt. Ungeachtet bleibt die Tatsache, dass ohne diese Erfüllung menschlicher 
Bedürfnisse weder ein gutes Leben für alle noch die Produktion von Industriegütern 
möglich wäre. 
Die Sozialwissenschaftlerin Gabriele Winker vertritt die Ansicht, dass mit dem „weltweit 
durchsetzenden neoliberalen Kapitalismus der soziale Zusammenhalt zunehmend 
aufgelöst wird“ (Winker 2015, S. 176). In ihrer Publikation „Care Revolution“ (2015) 
analysiert sie die Organisation von Care-Arbeit im Kapitalismus und die damit 
verbundenen sozialen Ungleichheiten. Anhand der Ergebnisse ihrer wissenschaftlichen 
Arbeit als auch ihrer politischen Erfahrungen, konzipiert sie Handlungsmöglichkeiten, um 
auf Missstände und soziales Leid reagieren zu können. „Es geht [ihr] darum, Wege zu einer 
Organisation des Zusammenlebens zu skizzieren, in der die gesellschaftlichen 
Entscheidungen nicht mehr an Macht, Einflusssphären, Konkurrenz und 
Gewinnmaximierung orientiert sind, sondern an dem Ziel, allen Menschen ein gutes Leben 
zu ermöglichen. [Sie] möchte darstellen, wie eine solche Gesellschaft im solidarischen 
politischen Handeln in der Familie, im Beruf, am Wohnort sowie in überregionaler und 
globaler Kooperation mit Leben erfüllt werden kann“ (ebd. S. 12). 
Ihr Konzept einer Care Revolution bezeichnet eine politische Transformationsstrategie. 
Anknüpfend an Erkenntnisse feministischer Theorie hinsichtlich der gesellschaftlichen 
Bedeutung nicht entlohnter Hausarbeit, wird die grundlegende Bedeutung von Care-





Laut Winker ist für eine Care Revolution die Zusammenarbeit von sämtlichen Care-
Arbeitenden und Care-Aktivist*innen sinnvoll und notwendig. So sei eine Veränderung der 
aktuellen Zustände für Care-Beschäftigte ebenso erstrebenswert wie für unbezahlte Care-
Arbeitende und Ehrenamtliche (vgl. ebd. S. 131).  
Jedoch sind die Ausgangsvoraussetzungen, Perspektiven, Lebenssituationen, Bedürfnisse 
und Zugänge zu politischer Handhabe von Care-Arbeitenden so unterschiedlich, dass es 
schwerfällt sich vorzustellen, dass sich die Mehrheit für eine solche Bündnisarbeit 
mobilisieren ließe. So sind z. B. geflüchtete Frauen, welche ebenso Care-Arbeit leisten und 
aufgrund dieser Benachteiligungen erfahren, in ihren Zugängen zu gesellschaftspolitischer 
Teilhabe oftmals eingeschränkt. Haben sie dennoch die gleichen Möglichkeiten, sich in 
Care-Initiativen zu engagieren, sich in Bündnissen zu organisieren und eine Care 
Revolution mitzugestalten? Und werden im Konzept der Care Revolution die spezifischen 
Benachteiligungen von Frauen im Kontext der Flucht berücksichtigt?  
Diese Überlegungen bieten den Anlass für die vorliegende Bachelorarbeit. So ergibt sich 
folgende Fragestellung, die im Rahmen der Bachelorarbeit beantwortet werden soll: 
 
Inwiefern liefert das Konzept der Care Revolution nach Gabriele Winker Lösungsansätze 
zur Bewältigung von Benachteiligungen geflüchteter Frauen? 
 
Konkrete Überlegungen zu notwendigen politischen und sozialen Handlungsstrategien 
setzen Analysen der Ursachen für den gesellschaftlichen Missstand sowie dessen 
Zusammenhänge voraus. Demgemäß werden im Verlauf der Bearbeitung des Themas 
zunächst konkrete Benachteiligungssituationen geflüchteter Frauen dargestellt. Hierbei 
wird versucht, keinen defizitorientierten Blick auf die Lebensrealitäten geflüchteter Frauen 
zu richten und sich keiner diskriminierenden Narrative zu bedienen bzw. solche zu 
reproduzieren. Vielmehr sollen die äußeren, strukturellen Bedingungen, aufgrund derer 
Benachteiligungen für geflüchtete Frauen im Alltag entstehen, erläutert werden.  
Für die Erörterung der Benachteiligungen, Mehrfachbelastungen sowie der 
soziökonomischen Marginalisierung von geflüchteten Frauen reicht die Betrachtung 
sozialer Ungleichheit aufgrund der Geschlechtsidentität nicht mehr aus. Statt 




es, gemäß der Intersektionalitätstheorie nach Kimberlé Crenshaw, 
die Wechselwirkungen von sozialen Kategorien und den unterschiedlichen 
Diskriminierungen in den Fokus zu nehmen. Entsprechend wird im Rahmen der 
vorliegenden Arbeit versucht, Diskriminierungsstrukturen und Machtverhältnisse zu 
hinterfragen, zu benennen als auch in gegenseitiger Wechselwirkung zu betrachten.  
Da das Leben von geflüchteten Frauen komplex und vielfältig ist, sollten entsprechend 
vielfältig auch die Lösungsansätze zur Bewältigung der Benachteiligungen sein. 
Demgemäß soll das Konzept der Care Revolution auf verschiedene mögliche 
Lösungsansätze geprüft werden.  
 
1.3 Anmerkungen zur Sprache  
 
In der vorliegenden Arbeit werden die spezifischen Benachteiligungen von Frauen 
behandelt, da in der Datenlage der verwendeten Literatur von Cis-Frauen die Rede ist. Es 
gilt jedoch zu betonen, dass intersexuelle Personen und Trans-Personen in besonderem 
Maße von Diskriminierungen vor, auf und nach der Flucht betroffen sind. Deren 
spezifische Bedarfe können jedoch aus Kapazitätsgründen im Rahmen dieser Arbeit nicht 
behandelt werden.  
In den Ausführungen wird auf das generische Maskulinum verzichtet, stattdessen mit dem 
sogenannten Sternchen gegendert. Diese Schreibweise bezieht alle 











1.4 Aufbau der Arbeit 
 
Für die Beantwortung der erkenntnisleitenden Fragestellung wird folgendermaßen 
vorgegangen: 
 
- Das Kapitel 2 dient als theoretische Hinführung zur Intersektionalitätstheorie.  
- Ziel des 3 Kapitels ist es, Benachteiligungen geflüchteter Frauen in verschiedenen 
Lebenssituationen aufzuzeigen. In Kapitel 3.1 werden die von Gewalt und 
existenzieller Unsicherheit geprägten Lebensbedingungen, unter denen Frauen 
vor und während der Flucht sowie im Rahmen des Asylverfahrens leben, 
exemplarisch dargestellt. Welchen spezifischen Belastungen Frauen im Kontext 
der Integration ausgesetzt sind, wird in Kapitel 3.2 verdeutlicht. In Kapitel 3.3 wird 
erörtert, inwiefern die kapitalistische Organisation von Care-Arbeit die 
Lebensbedingungen geflüchteter Frauen beeinträchtigt.  Das Kapitel 3.4 dient als 
Zusammenfassung des bisherigen Erkenntnisstands und als inhaltliche 
Überleitung zum Themenkomplex Care Revolution.  
- In Kapitel 4 sollen Handlungsmöglichkeiten, die aus dem Konzept der Care 
Revolution nach Gabriele Winker hervorgehen, dargestellt werden.  
- Diese werden, letztlich in Kapitel 5, auf ihre Realisierbarkeit für die Zielgruppe 
geflüchteter Frauen geprüft. Auf dieser Grundlage soll die erkenntnisleitende 
Fragestellung beantwortet werden.  










2 Theoretische Bezüge zur Intersektionalitätstheorie 
 
Migration ist ein überaus komplexer und langwieriger Vorgang. Sie wird von einer Vielzahl 
gesellschaftlicher und individueller Ursachen und Bedingungen bestimmt und kann daher 
monokausal kaum adäquat erfasst und erklärt werden. Die bis heute verwendete 
Kategorie des „Migrationshintergrunds“ ist nicht mehr ausreichend, um die 
vielschichtigen und ganz unterschiedlichen Potenziale und Hürden zu erfassen, welche 
Einwanderungsgesellschaften auszeichnen. Ebenso reicht die Betrachtung sozialer 
Ungleichheit aufgrund der Geschlechtsidentität nicht mehr aus, um die strukturellen 
Benachteiligungen und Diskriminierungserfahrungen geflüchteter Frauen zu analysieren. 
Vielmehr gilt es, eine umfassendere Perspektive auf unterschiedliche Diskriminierungen 
und deren Wechselwirkungen zu erlangen und somit der Frage nachzugehen, inwiefern 
bestehende gesellschaftliche Machtverhältnisse soziale Ungleichheiten schaffen, 
begünstigen und erhalten.  
Hierfür bietet die Intersektionalitätstheorie einen Zugang. Auf Grundlage der folgenden 
Ausführungen werden am Ende des Kapitels Schlüsse für eine intersektionale Perspektive 
auf die Benachteiligungen geflüchteter Frauen gezogen.  
 
2.1 Begriffsentwicklung und Herkunft 
 
Die Intersektionalitätstheorie untersucht die Zusammenhänge und Wechselwirkungen der 
globalen Herrschaftssysteme – Rassismus/Kolonialismus, Kapitalismus und das Patriarchat 
– sowie deren Nebenprodukte – Klassismus, Homo- und Transfeindlichkeit, Cis- und 
Heterosexismus, Ableismus, Islamfeindlichkeit und Antisemitismus (vgl. Center for 
Intersectional Justice 2019, S.6). 
Unter dem von der amerikanischen Juristin Kimberlé Crenshaw geprägten Begriff 
Intersektionalität wird verstanden, „dass soziale Kategorien wie [… Geschlecht, 
Klassenzugehörigkeit, Rasse1, sexuelle Orientierung, Geschlechtsidentität, Behinderung, 
Religion und anderen Identitätsachsen] nicht isoliert voneinander konzeptualisiert 
werden können, sondern in ihren ‚Verwobenheiten’ oder ‚Überkreuzungen’ 
 
1 „Der umstrittene Begriff ‚Rasse‘ versteht sich als historisches und sozio-politisches Konstrukt, nicht als 
biologische Kategorie. ‚Rasse‘ ist ein Oberbegriff für alle sozio-politischen Kategorien, die in Deutsch-
land rassifiziert werden, wie etwa Ethnizität, Nationalität, Religion, Sprache, Kultur und 




(intersections) analysiert werden müssen. Additive Perspektiven sollen überwunden 
werden, indem der Fokus auf das gleichzeitige Zusammenwirken von sozialen 
Ungleichheiten gelegt wird. Es geht demnach nicht allein um die Berücksichtigung 
mehrerer sozialer Kategorien, sondern ebenfalls um die Analyse ihrer 
Wechselwirkungen.“ (Walgenbach 2012, S. 81) 
 
Historisch wegbereitend für die Intersektionalitätsdebatte waren zunächst einmal die 
Erfahrungen Schwarzer Frauen, die sich im Feminismus westlicher weißer 
Mittelschichtsfrauen nicht wiederfanden. „Entsprechend kritisierten in den 1970er Jahren 
in den USA Schwarze Feministinnen das zu enge Verständnis von global sisterhood ihrer 
Weißen Kolleginnen: Das viel zitierte ,Ain’t I A Woman?‘ aus dem Mund der Schwarzen 
Sklavin Sojourner Truth im 19. Jahrhundert (vgl. Brah/Phoenix 2004, S. 75f.; Combahee 
River Collective 1982, zitiert nach Winker & Degele 2009, S. 11) benennt ein zentrales 
Element und Problem der Intersektionalitätsdebatte: Wer gehört aufgrund welcher 
Eigenschaften zu unterdrückten sozialen Gruppen?“ (Winker & Degele 2009, S. 11). Mitte 
des 19. Jahrhunderts war Truth eine der Ersten, die für die schwarzen Frauen sprach und 
die eine Verbindung von Rassismus und Sexismus herstellte. 
Die gängigen antirassistischen und feministischen Bewegungen beruhen auf der Idee, dass 
alle Frauen derselben systemischen Unterdrückung ausgesetzt sind und sich folglich gegen 
dasselbe Unterdrückungssystem vereinen sollten. Kritiker*innen dieser weißen 
feministischen Wissenschaft und Bewegungen betonen, dass durch die ausschließliche 
Benennung der Erfahrungen und Interessen weißer, heterosexueller, cisgender 
Mittelschichtsfrauen ohne Behinderung, Dominanz- und Diskriminierungsstrukturen, die 
nicht alle Frauen gleichermaßen betreffen, ignoriert werden. Die Forderung nach einer 
erweiterten Analyse von sozialen Kategorien und Mehrfachdiskriminierung, brachte Mitte 
der 1980er Jahre die Intersektionalität hervor (Vgl. Center for Intersectional Justice 2019, 
S. 6 ff.). 
„Zusammenfassend behauptet eine intersektionelle Analyse laut Crenshaw, dass (1) 
Rassismus und Sexismus sich gegenseitig verstärken; (2) die Marginalisierung von Frauen 
of Color durch geschlechter- und farbenblinde Politik und Diskurse verstärkt wird; und 
(3) die Bekämpfung rassistischer oder sexistischer Unterdrückung zwangsläufig eine 
politische Reaktion auf beide Ungleichheitssysteme nach sich ziehen sollte“ (ebd. S. 8).  
 
Als akademische Theorie erreichte die Intersektionalität, nach der Entwicklung des 






2.2 Die vier Dimensionen von Diskriminierung  
 
Jede einzelne Benachteiligung im Zusammenhang mit bestimmten Merkmalen wie 
Geschlecht, Hautfarbe, ethnischer oder sozialer Herkunft, Alter, Behinderung, Sprache, 
Religion, Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, sexueller Orientierung, oder 
sozioökonomischem Status ist Teil eines umfassenden diskriminierenden Systems, das auf 
mehreren Ebenen funktioniert. Um das Ausmaß und die Komplexität dieses Systems zu 
verstehen, wird in vier Dimensionen von Diskriminierung unterschieden: 
 
2.2.1 Individuelle Diskriminierung  
 
Diskriminierung passiert vor allem im täglichen Leben auf individueller Ebene. Diese 
Dimension von Diskriminierung wird von einer Person absichtlich oder unabsichtlich an 
einer anderen verübt. Einige Beispiele von individueller Diskriminierung sind verbale und 
körperliche Übergriffe, ausgesprochene Vorurteile und Stereotypisierung. 
Laut des globalen Netzwerks Center for Intersectional Justice nehmen viele Menschen, die 
individuelle Diskriminierung erfahren, diese nicht wahr und viele Personen, die 
diskriminieren, sind sich dessen nicht bewusst. Es fehle daher in der öffentlichen Debatte 
um individuelle Diskriminierung an „ein(em) kritische(n) Verständnis von Diskriminierung 
als System, in dem Opfer und Täter(*in) nicht immer eindeutig benannt werden können“ 
(ebd. S. 12). 
 
2.2.2 Strukturelle Diskriminierung  
 
Diese Form der Diskriminierung beruht auf der Hierarchisierung von sozialen Kategorien. 
Demzufolge erhalten Menschen, deren Identitätsmerkmale (z. B. Hautfarbe, 
Geschlechtsidentität und sexuelle Orientierung) positiv konnotiert werden, Privilegien 
und erfahren somit Bedingungen, die ihre Machtposition in der Gesellschaft 




Identitätsmerkmale nicht aufweisen, strukturell benachteiligt. Somit ist die strukturelle 
„eine Form der Diskriminierung, die aus der statistischen Aggregation einzelner 
Diskriminierungsfälle zum Vorschein kommt und welche die soziale Manifestation von 
Ungleichheit repräsentiert“ (ebd. S. 13). 
 
2.2.3 Institutionelle Diskriminierung  
 
Die institutionelle Diskriminierung benennt die Ungleichbehandlung von Menschen durch 
Institutionen und Gesetze. Demnach reproduzieren Personen, die Machtpositionen 
innehaben, diskriminierende Haltungen und Handlungen. „So üben Lehrer*innen, 
Richter*innen, Polizist*innen, Ärzt*innen, Beamt*innen usw. ihre Macht durch tägliche 
Handlungen und Entscheidungen aus, die durch ihre (unbewussten) Vorurteile und 
Stereotype beeinflusst werden“ (ebd. S. 14 f.). 
 
2.2.4 Historische Diskriminierung  
 
Für die Analyse von Diskriminierung gilt es auch die historische Dimension zu 
berücksichtigen. So weisen historische Ereignisse wie der Kolonialismus und der Holocaust 
immer eine Kontinuität in die Gegenwart auf und lassen Rückschlüsse darauf ziehen, „wie 
wir als Individuen und Gesellschaften verschiedene Personengruppen klassifizieren und 
hierarchisieren, und wie Zugänge zu Ressourcen, Rechten und Macht aufgeteilt werden. 
Ohne ein angemessenes Verständnis der historischen Dimension der Diskriminierung sind 
wir nicht in der Lage, die Mechanismen, die zur Entstehung von gegenwärtigen 









2.3 Schlüsse für eine intersektionale Perspektive auf die Benachteiligungen geflüchteter 
Frauen  
 
Die Intersektionalitätsforschung bietet die Möglichkeit, Herrschaftsverhältnisse entlang 
der Kategorien Geschlecht, Hautfarbe, ethnischer oder sozialer Herkunft, Alter, 
Behinderung, Sprache, Religion, Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, sexueller 
Orientierung und sozioökonomischem Status zu analysieren. Statt eindimensionale 
Perspektiven auf Macht- und Herrschaftsverhältnisse einzunehmen, wird in der 
Intersektionalitätsdebatte dafür plädiert, die Wechselwirkungen von sozialen Kategorien 
und den unterschiedlichen Diskriminierungen in den Fokus zu nehmen. Die Schwarze US-
amerikanische Juristin Kimberlé Crenshaw, die den Begriff Intersectionality im Jahr 1989 
einführte, erklärt die Theorie anhand der Metapher einer Straßenkreuzung, bei der sich 
unterschiedliche Diskriminierungsformen überschneiden: 
„Consider an analogy to traffic in an intersection, coming and going in all four directions. 
Discrimination, like traffic through an intersection, may flow in one direction, and it may 
flow in another. If an accident happens in an intersection, it can be caused by cars 
traveling from any number of directions and, sometimes, from all of them. Similarly, if a 
Black woman is harmed because she is in the intersection, her injury could result from 
sex discrimination or race discrimination.“ (Crenshaw 1989, S. 149) 
 
Crenshaws theoretische Interventionen lassen sich aber nicht auf die Metapher der 
Straßenkreuzung reduzieren. In ihren Publikationen finden sich mehr noch verschiedene 
Analyseebenen und theoretische Ansätze von Intersektionalität. Eine umfassende 
Betrachtung dieser würde allerdings den Rahmen dieser Arbeit sprengen.  
Bezieht man die Metapher der Straßenkreuzung nun auf die Benachteiligungen und 
Diskriminierungserfahrungen geflüchteter Frauen, wird deutlich, dass diese auch niemals 
eindimensional betrachtet und erklärt werden können. Vielmehr stellt sich heraus, dass 
jede geflüchtete Frau aufgrund ihrer (Mehrfach-)Zugehörigkeiten und der 
gesellschaftlichen Zuschreibungen ganz unterschiedliche Diskriminierungs- und 
Entfaltungserfahrungen macht. Es lässt sich somit schlussfolgern, dass eine intersektionale 
Perspektive in der Analyse von Diskriminierungen ebenso notwendig ist wie in der 
Diskriminierungsbekämpfung.   In Bezug auf die Beantwortung der Fragestellung kann an 
dieser Stelle bereits die Bedeutsamkeit einer intersektionalen Perspektive auf die 




3 Mehrfachbelastung von Frauen im Kontext der Flucht  
 
Für die migrationssoziologische Forschung schien die Migration der Frauen für eine lange 
Zeit kaum relevant zu sein. Frauen wurden als Akteurinnen im Migrationsgeschehen 
lediglich passiv im Zusammenhang mit „der sog. Pioniermigration der Männer“ betrachtet 
(Han 2003, S. 1). Erst zu Beginn der 80er Jahre wurde die Migration der Frauen in den 
Mittelpunkt des fachlichen und öffentlichen Interesses gerückt.  
Die internationale Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) hat in einer Studie im Jahr 2018 festgestellt, dass circa 45 % der Migrant*innen, 
die seit 2015 zur Erlangung von internationalem Schutz in die EU gekommen sind, weiblich 
sind (vgl. Liebig 2018, S. 7). „Nachdem in den Krisenjahren 2015-2016 zunächst 
überwiegend männliche Asylsuchende nach Europa gekommen waren, nahm der Anteil 
der Frauen im Lauf der Zeit zu. Zudem ist der Anteil der Frauen unter den Personen, die 
Asyl erhalten, weltweit höher als ihr Anteil unter den Asylsuchenden. (…)  Durch den 
Familiennachzug dürfte sich der Anteil weiblicher Flüchtlinge weiter erhöhen, da es sich 
bei den nachzugsberechtigten Ehegatt*innen mehrheitlich um Frauen handelt“ (vgl. S. 7).  
Im Rahmen des folgenden Kapitels soll der Frage nachgegangen werden, inwiefern 
internationale und nationale Hilfsstrukturen den geschlechtsspezifischen Bedarfen von 
Frauen im Kontext der Flucht gerecht werden. Hierfür werden die Lebensbedingungen von 
Frauen in verschiedenen Phasen der Flucht, des Asylverfahrens und der Integration 
beleuchtet. Anhand der Ausführungen werden verschiedene Benachteiligungssituationen 
von Frauen im Fluchtkontext sichtbar. Auf dieser Grundlage können unter den Punkten 
3.1.5, 3.2.5 und 3.3.3 Bedarfe für die Bewältigung dieser Benachteiligungen 










3.1 Gewalt gegen Frauen im Kontext der Flucht 
 
Um die Lebensbedingungen und Benachteiligungen geflüchteter Frauen im Aufnahmeland 
evaluieren zu können, braucht es Hintergrundkenntnisse zu den Lebensbedingungen in 
den Herkunftsländern, den Fluchtursachen sowie zu den Bedingungen auf der Flucht. 
Diese soll das folgende Kapitel liefern. Unter den Punkten 3.1.1, 3.1.2 und 3.1.3 wird die 
geschlechtsspezifische Gewalt erläutert, die Frauen vor, während und nach der Flucht 
erfahren. Welche Auswirkungen diese Erfahrungen auf den gesundheitlichen Zustand der 
Betroffenen haben können, wird im Kapitel 3.1.4 aufgezeigt. Abschließend werden unter 
dem Punkt 3.1.5 erste Erkenntnisse in Bezug auf die Beantwortung der Fragestellung 
angeführt.  
 
3.1.1 Geschlechtsspezifische Fluchtursachen  
 
Die Geschichte der Menschheit ist immer auch eine Geschichte von Migration – eine 
Geschichte der Wanderungsbewegungen von Menschen aus ganz unterschiedlichen 
Gründen. Die Migrationsformen haben sich im Laufe der Zeit kontinuierlich mit den 
Veränderungen der soziokulturellen und materiellen Lebensbedingungen der Menschen 
gewandelt. „In den Sozialwissenschaften werden unter dem Begriff der Migration 
allgemein solche Bewegungen von Personen und Personengruppen im Raum (…) 
verstanden, die einen dauerhaften Wohnortwechsel (…) bedingen“ (Han 2016, S. 6). Die 
Migrationsbewegungen der Menschen werden durch eine Vielzahl zusammenhängender 
Ursachen und Zwänge kultureller, politischer, wirtschaftlicher, religiöser, 
demographischer, ökologischer, ethnischer und sozialer Art ausgelöst.  
Die Migrationsform, auf der in der vorliegenden Arbeit der Fokus liegt, ist die 







„Deutschland hat sich sowohl durch die Verfassung (Art. 16 a GG) als auch völkerrechtlich 
(Genfer Flüchtlingskonvention/GFK) verpflichtet, politisch Verfolgten Schutz zu gewähren. 
Die Beschreibungen der Flüchtlingsgruppen2 sowie die Verfahrensregelungen finden sich 
u. a. im Asylgesetz (AsylG). Weitere Abschiebungsverbote sind in § 60 Abs. 5 und 7 des 
Gesetzes über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von 
Ausländer_innen im Bundesgebiet Aufenthaltsgesetz (AufenthG) geregelt“ (Würdinger 
2018, S. 33). 
Flüchtlinge werden nach GFK Art.1 Kapitel A Nr. 2 wie folgt definiert (Han, 2016):    
„Im Sinne dieses Abkommens findet der Ausdruck ‘Flüchtling’ auf jede Person 
Anwendung: 2. Die (...) aus der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, 
Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen 
ihrer politischen Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen 
kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Anspruch nehmen will; oder die sich als 
Staatenlose infolge solcher Ereignisse außerhalb des Landes befindet, in welchem sie 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurückkehren kann oder wegen 
der erwähnten Befürchtungen nicht dorthin zurückkehren will.“ (S. 94) 
 
Der Soziologe Petrus Han kritisiert die Definition der GFK, weil sie nicht erläutert, wann 
„begründete Furcht vor Verfolgung“ vorliegt. In der Praxis setzt die Anerkennung von 
Geflüchteten demnach eine Einzelfallprüfung voraus, in der Schutzsuchende ihre 
„begründete Furcht vor Verfolgung“ glaubwürdig begründen und nachweisen müssen. 
Diese Individualisierung des Flüchtlingsbegriffes bietet den einzelnen Staaten in der 
Entscheidung, wen sie als Flüchtling aufnehmen wollen, einen Ermessensspielraum. Im 
Falle einer sehr restriktiven Ausländerpolitik könne dies instrumentalisiert werden (vgl. 
ebd. S. 94).  
Weiterhin kritisiert er die darin genannten fünf Verfolgungsgründe. Diese wurden 
ursprünglich zur Erfassung der Fluchtprobleme nach dem Zweiten Weltkrieg in Europa 
definiert und seien aus heutiger Sicht nicht umfassend genug. Laut Han kann die GFK „den 
neuen Ursachen und Entwicklungen der Flüchtlingsprobleme (z. B. Armuts- und 
 
2 Der Begriff „Flüchtling“ wird von einigen Initiativen kritisiert. Hinter der Versachlichung, die durch das 
Suffix „-ling“ entsteht, würden persönliche Hintergründe von Personen, Bildungs- und 
Berufsgeschichten, persönliche Interessen und politische Meinungen verschwinden (vgl. Sächsischer 
Flüchtlingsrat, o. ED.). In der vorliegenden Belegarbeit wird die Bezeichnung daher ausschließlich in 





Umweltflüchtlinge, Flüchtlinge, die aufgrund ethnischer Zugehörigkeit verfolgt werden, 
Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge, De-facto-Flüchtlinge) kaum Rechnung tragen. Für 
deren Erfassung wäre ein erweiterter Flüchtlingsbegriff erforderlich“ (ebd. S. 95).  
Anknüpfend daran, kann weiterhin an der Definition kritisiert werden, dass 
geschlechtsspezifische Fluchtgründe nicht explizit aufgeführt werden.  
Nach der GFK wird geschlechtsspezifische Verfolgung mit der Begründung der 
„Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe“ als Verfolgung anerkannt. Demnach gelten 
Formen sexualisierter Gewalt sowie Diskriminierung aufgrund der Geschlechtsidentität 
oder der sexuellen Orientierung als geschlechtsspezifische Verfolgung (vgl. UNHCR 2002). 
„Kennzeichnend für geschlechtsspezifische Verfolgung ist, dass die 
Geschlechtszugehörigkeit entweder den Grund für die Verfolgung darstellt oder aber die 
Art der Verfolgung bestimmt“ (Çalışkan 2018). 
Die häufigsten geschlechtsspezifischen Gründe für die Flucht von Frauen sind 
Gewalterfahrungen. Dies können Formen sexualisierter Gewalt sein, wie z. B. 
Vergewaltigung, häusliche Gewalt, Zwangsverheiratung, Zwangsabtreibung, Entführung 
oder (Genital-)Verstümmelungen (vgl. ebd.). In vielen kriegerischen Konflikten gehören 
verschiedene Formen der sexualisierten Gewalt an Frauen und Mädchen zur erklärten 
Kriegsstrategie. Die Frauenrechtsaktivistin Selmin Çalışkan führt hierzu aus, dass „Frauen 
und Kinder (…) wegen der instabilen politischen Lage in den einzelnen Ländern wie auch 
auf der Fluchtroute besonders gefährdet [sind] und (…) häufig mehrfach Opfer von 
unterschiedlichsten Formen der Gewalt [werden]. Viele Frauen wurden bereits in ihren 
Heimatländern aufgrund herrschender Geschlechternormen und traditionellen 
Rollenzuschreibungen unterschiedlich stark diskriminiert und unterdrückt – lange bevor 
Kriege oder Konflikte sich zuspitzten. Ihnen wurden grundlegende Menschenrechte 
aberkannt oder sie konnten diese nur teilweise wahrnehmen. Die Angst vor Gewalt durch 
Familienangehörige oder durch den Staat ist häufig sehr groß, wenn sie ihre Rechte 
trotzdem einfordern“ (ebd.). 
Die UN weist darauf hin, dass sich in Staaten wie Afghanistan und Syrien die 
Sicherheitslage der Zivilbevölkerung sowie der Aktivistinnen, die sich für Menschen- und 
Frauenrechte einsetzen, stetig deutlich verschlechtert. So habe die Zahl der Femizide 




Oft erhalten die Opfer keine ausreichende medizinische, psychosoziale und rechtliche 
Unterstützung. „Als gravierende Konsequenz leiden die betroffenen Frauen und Mädchen 
an psychischen Langzeitfolgen wie posttraumatischen Belastungsstörungen und 




Aufgrund der gefährlichen Fluchtwege und der soziökonomischen Stellung von Frauen in 
der Gesellschaft, haben nur wenige überhaupt erst die Möglichkeit zu fliehen. Frauen mit 
Kindern wird gesellschaftlich traditionell die Sorgeverantwortung zugeschrieben. Sie 
flüchten daher oft gemeinsam mit Kindern, was sie weniger mobil und flexibel macht. 
Neben den vielfältigen Gefahren der Flucht sind Frauen zusätzlich von Verschleppung oder 
sexualisierter Gewalt bedroht. Die hohen Kosten für Schlepper und Probleme mit 
Reisedokumenten oder an Grenzposten drängen einige Frauen in die Prostitution. In 
einem Beitrag des migrationspolitischen Portals „Heimatkunde“ der Heinrich Böll Stiftung 
heißt es hierzu: 
„So ist es nicht verwunderlich, dass Angst der ständige Begleiter von Frauen auf der 
Flucht ist – Angst vor Gewalt und sexuellen Übergriffen, vor ungewollter 
Schwangerschaft und infektiösen Krankheiten, vor Gefangenschaft und Ausbeutung, vor 
Hunger und Krankheit, vor dem Verlust von Kindern und älteren Angehörigen und 
letztlich die Angst vor einer ungewissen Zukunft.“ (Çalışkan 2018) 
 
Zudem hat die Schließung legaler Fluchtwege, wie z. B. der Balkanroute dazu geführt, dass 
viele Frauen in sogenannten Flüchtlingscamps feststecken. Dort leben sie meist unter 
menschenunwürdigen Bedingungen und sind weiterhin der Gefahr von sexualisierter 
Gewalt ausgesetzt. Meist gibt es keine Maßnahmen, die die besonderen Bedürfnisse von 
Frauen berücksichtigen, wie z. B. abschließbare und nach Geschlechtern getrennte 







3.1.3 Mangelnder Schutz im Aufnahmeland 
 
Auch nach der Ankunft im Aufnahmeland erfahren Frauen oft keinen ausreichenden 
Schutz vor weiteren Gewalttaten und keine angemessene medizinische, psychosoziale und 
rechtliche Unterstützung, um das Erlebte zu verarbeiten. Der Zugang zu 
psychotherapeutischer und medizinischer Hilfe für Geflüchtete ist auf Notfallhilfe 
beschränkt und durch Nichtübernahme von Dolmetscher*innenkosten zusätzlich 
erschwert worden (vgl. Mlodoch 2017, S. 107).  
In der Regel werden Geflüchtete nach ihrer Einreise in die Bundesrepublik Deutschland 
zunächst in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht, in welchen es immer wieder zu 
sexuellen Nötigungen und Gewalttaten kommt. Frauen und insbesondere solche, die 
allein reisen, sind hiervon besonders betroffen. Sie leben in diesen Wohnheimen oft über 
lange Zeiträume, in sehr beengten Verhältnissen, haben kaum Rückzugsmöglichkeiten und 
entsprechend auch keinen räumlichen Schutz vor sexualisierten Übergriffen. Aufgrund 
ihrer Residenzpflicht sind die von Gewalt Betroffenen dazu gezwungen weiterhin mit den 
Täter*innen zusammenzuwohnen (vgl. Linke & Voß 2017, S. 149 f.).  
Die Ergebnisse der Untersuchung „Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen 
in Deutschland“ des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zeigen 
außerdem, „dass auch psychische, physische und sexualisierte Übergriffe und 
Grenzverletzungen durch professionelle Helferinnen und Helfer und Beratungs-
/Betreuungspersonen in den Wohn- und Übergangsheimen, in Ämtern, Behörden und 
Hilfseinrichtungen, auf deren Hilfe und Unterstützung die Frauen in besonderer Weise 
angewiesen sind, keine Seltenheit zu sein scheinen“ (vgl. BMFSFJ 2004, S. 25). Viele 
Betroffene erstatten aus Angst vor negativen Auswirkungen auf ihr Asylverfahren keine 








3.1.4 Auswirkungen der Gewalterfahrungen  
 
Laut den Studienergebnissen des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend haben 51 % der befragten Frauen mit Fluchtgeschichte körperliche Gewalt, 25 % 
sexuelle Gewalt und 79 % psychische Gewalt erlebt – und zwar vor der Flucht, auf der 
Flucht und nach der Flucht (vgl. BMFSFJ 2004, S. 25). Es ist also davon auszugehen, dass 
der Großteil der nach Deutschland geflüchteten Frauen „eine Geschichte 
aufeinanderfolgender traumatischer Sequenzen hinter sich“ (Mlodoch 2017, S. 101) hat, 
welche nicht zwingend ein Trauma zur Folge haben muss, sondern vielfältige 
Auswirkungen haben kann.   
Neben psychischen Folgen wie posttraumatischen Belastungsstörungen, Depressionen 
oder Angststörungen kann die Erfahrung von sexualisierter Gewalt auch massive 
physische Folgen, wie körperliche Verwundung bis hin zu Verstümmelung, Infektionen mit 
sexuell übertragbaren Krankheiten oder Suizidgefährdung mit sich bringen. Erfahrungen 
im Aufnahmeland können außerdem zu Retraumatisierungen führen (vgl. Linke & Voß 
2017, S. 151).  
Ob Betroffene die Möglichkeit haben, das Erlebte zu bewältigen, hängt im Wesentlichen 
von den Bedingungen ab, die sie nach der Ankunft im Aufnahmeland vorfinden. Faktoren 
wie Stabilität, Sicherheit, beständige Beziehungen, Selbstbestimmung, 
Familienzusammenführung, empathische Bezugspersonen und gesellschaftliche Teilhabe 
können einen positiven Einfluss auf den gesundheitlichen Zustand von Menschen mit 
Flucht- und Gewalterfahrung haben. Die Psychologin Karin Mlodoch führt in diesem 
Zusammenhang an, dass die Bedingungen, die geflüchtete Menschen aktuell in 
Deutschland vorfinden, den erforderlichen absolut entgegenstehen:  
„Angekommen in Deutschland sind sie konfrontiert mit oft Jahre andauernden prekären 
und belastenden Lebenssituationen: mit einem fremden, oft feindseligen Umfeld, mit 
abweisenden Asylgesetzen und überlasteten, unempathischen Behörden. Sie leben in 
Sammelunterkünften oder Wohnheimen mit unzureichender Privatsphäre, sind durch 
die Residenzpflicht in ihrer Bewegungsmöglichkeit eingeschränkt, durch fehlende 
Arbeitserlaubnis zu Untätigkeit und monatelangem Warten verdammt und leben in 
permanentem Stress aufgrund der ständigen Drohung der Ablehnung ihres Asylantrages 
und der Abschiebung. Zu den genannten, offensichtlich belastenden Faktoren kommt die 
einschneidende Erfahrung des Verlusts ihrer sozialen und gesellschaftlichen Rollen und 





Es wird also deutlich, dass die Hilfsstrukturen eine Bewältigung traumatischer Erfahrungen 
für geflüchtete Menschen massiv erschweren. „Insbesondere der Verlust von 
Selbstbestimmung schreibt den Kern früherer Traumaerfahrungen – Ohnmacht und 
Kontrollverlust – institutionell fort und steht einer Wiedererlangung von Vertrauen in die 
Welt, in das soziale Gegenüber und in die eigene Selbstwirksamkeit direkt entgegen“ (ebd. 
S. 104).  
 
3.1.5 Zusammenfassende Darstellung der Benachteiligungen geflüchteter Frauen vor 
dem Hintergrund sexualisierter Gewalt im Fluchtkontext 
 
Die in diesem Kapitel dargestellten Ergebnisse zeigen auf, dass die institutionellen 
Rahmenbedingungen Deutschlands aktuell keine Stabilisierung der Lebensbedingungen 
geflüchteter Frauen gewährleisten. Vielmehr gestaltet sich die Aufnahme 
Schutzsuchender prekär und menschenunwürdig. Geschlechtsspezifische Bedürfnisse 
werden in der politischen und rechtlichen Organisation und Umsetzung von 
Hilfsstrukturen kaum berücksichtigt.  
In Bezug auf die Beantwortung der Fragestellung lässt sich somit folgende Forderung zur 
Bewältigung der dargestellten Benachteiligungen formulieren: Um Frauen im Kontext der 
Flucht die notwendige Unterstützung bieten zu können, müssen die 
geschlechtsspezifischen Lebensbedingungen im Fluchtkontext erkannt und die 
spezifischen Bedarfe in der Planung von Hilfsstrukturen berücksichtigt werden (vgl. 
Çalışkan 2018).  
Mögliche, zu berücksichtigende Bedarfe wären z. B.:  
- die Einführung und Anwendung von Gewaltschutzkonzepten zum Schutz von 
Frauen und Mädchen vor geschlechtsspezifischer Gewalt in den Lagern und 
Gemeinschaftsunterkünften (vgl. Linke & Voß 2017, S. 154). 
- die Einrichtung unabhängiger Beschwerdestellen, welche es Opfern von Gewalt 
ermöglichen würde, sich gegen Täter*innen zur Wehr zu setzen und diese 





- die Beschleunigung des Asylverfahrens und somit die Verkürzung der 
Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften und der unsicheren 
Lebenssituation bzgl. des Aufenthaltsstatus.  
- der uneingeschränkte Zugang zu gendersensibler psychosozialer, psychologischer 
und medizinischer Unterstützung mit dem Schwerpunkt auf Gewalt und Trauma 
für Asylbewerberinnen.  
- die bedingungslose Kostenübernahme von Dolmetscher*innen-Diensten in 
medizinischen, rechtlichen und psychosozialen Beratungssituationen.  
- die Erhöhung der Chance auf Familienzusammenführungen (vgl. Mlodoch 2017, 
S. 104).  
- die Schaffung legaler und sicherer Zugangswege nach Europa (vgl. Çalışkan 2018). 
 
Aktuell werden die Tätigkeiten, die für eine menschenwürdige Aufnahme von 
Geflüchteten notwendig sind (wie z. B. die Unterstützung bei der Bewältigung des 
Alltags, Beratung, psychosozialer Beistand, Empowerment, Sprachvermittlung, 
Kinderbetreuung, Begleitung zu Behörden) zu großen Teilen von der Zivilgesellschaft 
ehrenamtlich geleistet und von staatlicher Seite unzureichend übernommen. Folglich 
ist davon auszugehen, dass sich die Flucht- und Gewalterfahrungen von Frauen sowie 
die genderunsensiblen Hilfsstrukturen negativ auf die Stabilisierung der 













3.2 Integrationsbedingungen geflüchteter Frauen 
 
Um Frauen bei der Bewältigung ihrer Fluchtgeschichte unterstützen und ihren 
Integrationsprozess angemessen und gendersensibel begleiten zu können, sind 
ausreichende Kenntnisse über ihre Geschichte, Herausforderungen und Bedarfe 
notwendig. Dementsprechend nehmen Fachpublikationen von Politik und Wissenschaft 
mittlerweile durchaus geschlechtsbewusste Differenzierungen vor. Im Rahmen der Studie 
„Dreifach benachteiligt“ der OECD werden frühere Forschungsarbeiten zur Integration 
weiblicher Geflüchteter sowohl im Vergleich zu männlichen Geflüchteten als auch zu 
Migrantinnen ohne Fluchtgeschichte zusammengefasst und folglich spezifische 
Integrationsherausforderungen, mit denen geflüchtete Frauen konfrontiert sind, 
herausgearbeitet. Somit geht die Studie der Frage nach „ob sich die Herausforderungen, 
denen [geflüchtete Frauen] aufgrund ihres Geschlechts, ihres Migrationshintergrunds und 
ihrer erzwungenen Migration ausgesetzt sind, addieren oder sogar gegenseitig 
verstärken“ (Liebig 2018, S. 7).  
Im Folgenden sollen mittels verschiedener Studienergebnisse spezifische 
Benachteiligungen geflüchteter Frauen im Integrationsprozess aufgezeigt und anhand 
derer Bedarfe zur Benachteiligungsbewältigung herausgearbeitet werden.  
 
3.2.1 Spracherwerb und soziale Kontakte  
 
Die Beherrschung der Sprache des Aufnahmelandes ist zweifelsfrei die wichtigste 
Kompetenz, die geflüchteten Menschen das Ankommen im Aufnahmeland, die 
gesellschaftliche Teilhabe, demokratische Mitbestimmung sowie den Zugang zum 
Arbeitsmarkt ermöglicht. Die verfügbaren Daten der Studie „Dreifach benachteiligt?“ 
(2018) lassen hier auf eine Benachteiligung von geflüchteten Frauen im Vergleich zu 
anderen Migrantinnen und auch im Vergleich zu männlichen Geflüchteten schließen. So 
zeigen Daten des BAMF (2016), dass weibliche Geflüchtete mit einer rund 10 Prozent 
niedrigeren Wahrscheinlichkeit an Integrationskursen teilnehmen als männliche 
Geflüchtete. Die seit der Einreise verzeichnete Verbesserung der Deutschkenntnisse von 




Die geringere Teilnahme von Frauen an Integrations- und Sprachkursen ist keinesfalls auf 
eine geringere Motivation zurückzuführen. Vielmehr erschweren familiäre, 
organisatorische und strukturelle Gründe es Frauen häufig, ihre Sprachkenntnisse zu 
verbessern. Die Benachteiligungssituation betrifft besonders Frauen mit Kindern, da sie 
den Hauptteil der Familienfürsorge leisten und ihnen aufgrund fehlender 
Kinderbetreuungsplätze der Zugang zu sämtlichen gesellschaftlichen Bereichen erschwert 
wird.  In einer Studie der „iQ Fachstelle Einwanderung“ zur Arbeitsmarktförderung 
geflüchteter Frauen heißt es hierzu:  
„Gestaltet sich die Suche nach [Kinderbetreuungsmöglichkeiten] in vielen Städten und 
Kommunen aufgrund nicht ausreichend vorhandener Plätze generell schwierig, ist sie für 
geflüchtete Menschen noch weitaus schwieriger. Das liegt zum Teil daran, dass die 
befragten Frauen keine Kenntnisse darüber haben, wie genau die Suche nach einem 
Kitaplatz abläuft und was sie demnach tun müssen, um einen Betreuungsplatz für ihr(e) 
Kind(er) zu finden. Dazu kommt, dass der Anspruch auf einen Betreuungsplatz abhängig 
ist vom Umfang der Berufstätigkeit der Eltern“ (Pallmann, Ziegler & Pfeffer-Hoffmann 
2019, S. 29 f.). 
 
Flexible Sprachkursangebote für Mütter gibt es bislang nur wenig. Viele Frauen, die 
Betreuungsarbeit leisten, bewegen sich daher vorwiegend in häuslichen und familiären 
Kontexten, weshalb es für sie schwer ist, soziale Kontakte außerhalb der Familie 
aufzubauen (vgl. Schmidt, Rasmussen, & Rohm 2018, S. 18).  
Die Bedarfe, die sich hieraus herleiten lassen, sind die Schaffung von niedrigschwelligen 
Zugängen zu Sprachangeboten für Frauen und Betreuungsarbeit leistende Mütter, die 
frühe Sprachförderung von Kindern und Jugendlichen sowie die Integrierung von 
Fachsprache in Angeboten, um geflüchtete Frauen besser auf einen weiterführenden 
Bildungsweg oder einen Beruf vorzubereiten. Das Angebot einer staatlich finanzierten 









3.2.2 Teilhabe im Alltag  
 
Die Teilnahme am öffentlichen Leben spielt eine bedeutende Rolle im Integrationsprozess. 
So haben Menschen, beispielsweise im Rahmen eines ehrenamtlichen Engagements oder 
einer Vereinsaktivität, die Möglichkeit soziale Kontakte herzustellen, Selbstwirksamkeit zu 
erfahren, Sprachkenntnisse zu erwerben, ihren Alltag zu strukturieren, am Gemeinwesen 
zu partizipieren sowie ihren sozialen Nahraum kennenzulernen und mitzugestalten. 
Viele neu angekommene Geflüchtete haben ein sehr begrenztes soziales Netz im 
Aufnahmeland. Daten aus Deutschland zeigen, dass geflüchtete Frauen auch in dieser 
Hinsicht benachteiligt sind. Unter den Teilnehmer*innen der Flüchtlingsstudie 2014 gaben 
27% der männlichen Geflüchteten an, dass sie täglich in ihrem Freundeskreis Kontakt zu 
Deutschen haben, im Vergleich zu lediglich 12% der weiblichen Geflüchteten (vgl. Liebig 
2018, S. 30). Die Daten des Freiwilligensurvey 2014 zeigen außerdem, dass der Anteil an 
Frauen mit Migrationsgeschichte in Sportvereinen oder auch in anderen Vereinen und 
Engagementfeldern relativ gering ist (vgl. Schmidt et al. 2018, S. 22). Gründe hierfür liegen 
darin, dass die meisten geflüchteten Menschen nach dem Ankommen in Deutschland 
weder die psychosozialen Voraussetzungen noch die notwendigen Zugänge haben, um 
sich in einem Verein engagieren oder einem Hobby nachgehen zu können.   
 „Viele Geflüchtete leiden unter den Erlebnissen der Flucht. Laut der 
Bundespsychotherapeutenkammer leiden drei von vier Menschen unter starken 
emotionalen Belastungen durch die Erinnerung an Traumata. Jede Fünfte hat eine 
Vergewaltigung oder sexuellen Missbrauch erlebt. Es ist davon auszugehen, dass Frauen 
davon stärker betroffen sind als Männer – und dass die Dunkelziffer noch höher liegt. 
Nach der Ankunft in Europa werden diese Belastungen oft eher verstärkt als gelindert, 
beispielsweise durch die Unsicherheit des Asylverfahrens, interkulturelle Hürden oder 
die Wohnsituation. Sind die geflüchteten Frauen in Erstaufnahmeeinrichtungen oder 
Gemeinschaftsunterkünften untergebracht, fehlen häufig Rückzugsmöglichkeiten. Unter 
diesen Umständen sind sie kaum geschützt vor Belästigungen oder Übergriffen bis hin 
zu sexueller Nötigung. Nur selten suchen die Frauen aktiv Hilfe oder zeigen Übergriffe 
an. Durch diese Erfahrung zusätzlich traumatisiert, ziehen sie sich weiter zurück“ (ebd. 
S. 23).  
 
Rassistische und islamfeindliche Haltungen der Mehrheitsbevölkerung erschweren 
Women of Color und Muslimas den Zugang und die Teilhabe an sämtlichen 
gesellschaftlichen Bereichen zusätzlich. 
Hieraus lässt sich schließen, dass es einen großen Bedarf an sicheren Räumen für 




häufig traumatisierendes Unterfangen. Umso wichtiger, dass ihnen im Aufnahmeland 
geschützte Orte und geschlechtersensible Formate geboten werden, in denen sie ihre 
Erfahrungen verarbeiten können, sich in ihren Herkunftssprachen mitteilen und 
austauschen dürfen und ihnen professionelle Unterstützung geboten wird. Neben dem 
gibt es außerdem den Bedarf an Entfaltungs- und Empowerment-Räumen, um die 
gesellschaftlichen, sozialen, politischen sowie kulturellen Teilhabemöglichkeiten 
geflüchteter Frauen zu stärken. 
 
3.2.3 Bildung und Ausbildung   
 
Bildung und Ausbildung gelten in Deutschland als Voraussetzung für ein selbstbestimmtes 
Leben im Sinne persönlicher und beruflicher Teilhabe. In der Öffentlichkeit wird viel 
darüber diskutiert, mit welchem Bildungsstand geflüchtete Menschen nach Deutschland 
kommen. „Die International Standard Classification of Education (ISCED) macht 
Bildungsstände international vergleichbar und schätzte 2016, dass mehr als die Hälfte der 
Geflüchteten in Deutschland nur ein geringes Bildungsniveau haben. Darunter sind auch 
einige Geflüchtete ohne jegliche schulische Grundbildung“ (ebd. S. 28). Überdies wird laut 
dem Migrationsforscher Thomas Liebig davon ausgegangen, dass geflüchtete Frauen über 
eine geringere formale Bildung verfügen als geflüchtete Männer und Migrantinnen ohne 
Fluchtgeschichte. So bestätigen Daten aus Deutschland über etwa 200 000 Erwachsene, 
die im ersten Halbjahr 2016 einen Asylantrag stellten, dass mehr als 16% der geflüchteten 
Frauen über keine formale Schulbildung verfügen, gegenüber 7% der Männer (vgl. Liebig 
2018, S. 16).  
„Außerdem folgt das Schul- und Berufsbildungssystem in den meisten Herkunftsländern 
anderen Regeln als in Deutschland. Zum Beispiel ist das Format der Berufsausbildung 
woanders kaum üblich; formale Abschlüsse haben hier häufig geringere Bedeutung 
gegenüber einer Berufspraxis“ (Schmidt et al. 2018, S. 22). Viele Geflüchtete suchen daher 
im Aufnahmeland den direkten Einstieg in den Job, statt nachhaltig in Bildung zu 
investieren – das gilt für Frauen wie für Männer. Im Umkehrschluss heißt das, dass sie sich 
häufig direkt auf schlecht bezahlte und teils prekäre Jobs einlassen, statt einen 




Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, Geflüchtete über die Funktionsweise des Bildungs- 
und Ausbildungssystems in Deutschland und ihre jeweiligen Verzahnungen mit dem 
Arbeitsmarkt zu informieren. Entsprechend braucht es Angebote, die es vor allem 
geflüchteten Frauen ermöglichen, Bildung zu erfahren, notwendige Abschlüsse zu 
erlangen und Orientierung für ihren persönlichen Weg in den Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt zu gewinnen.  
An dieser Stelle ist es wichtig zu erwähnen, dass die Studienergebnisse der OECD (2018) 
nicht in jeder Hinsicht repräsentativ sein müssen. So sind beispielsweise die Forscherinnen 
und Forscher der „iQ Fachstelle Einwanderung“ 2019 hinsichtlich der Bildungsbiografien 
geflüchteter Frauen zu anderen Ergebnissen gekommen.  Hier gaben im Rahmen von 
Expertinneninterviews und Fokusgruppen die meisten Frauen an, „eine Schule besucht 
und einen Beruf erlernt sowie diesbezügliche Abschlüsse erworben zu haben. Auffallend 
viele der befragten Frauen, rund 42 %, haben in ihren Herkunftsländern studiert“ 
(Pallmann et al. 2019, S. 25). 
Neben dem ist es wichtig zu erkennen, dass das Messen des Bildungsniveaus von 
Menschen aus verschiedenen Herkunftsländern an deutschen Standards nicht besonders 
lösungsorientiert ist. Dieser defizitorientierte Blick auf Migrant*innen bestätigt viel mehr 
noch rassistische Narrative. Was in den öffentlichen Debatten über das Bildungsniveau 
geflüchteter Menschen häufig außer Acht gelassen wird, sind die Umstände in den 
Herkunftsländern, unter denen die Menschen vor ihrer Flucht gelebt haben. Geflüchtete 
„Menschen kommen mehrheitlich aus Ländern, die dauerhaft von Krieg oder Unruhen 
betroffen waren und in denen formale Bildung regulär kaum [stattfinden konnte]“ 
(Schmidt et al. 2018, S. 22). 
 
3.2.4 Zugang zum Arbeitsmarkt  
 
Aus den Ergebnissen der Studie „Dreifach benachteiligt?“ geht hervor, dass weibliche 
Geflüchtete deutlich schlechter in den Arbeitsmarkt integriert sind als männliche 
Geflüchtete und andere Migrantinnen. So waren in der EU 2014 nur 45 % der weiblichen 




Die Gründe dafür, dass Geflüchtete im Vergleich zu Migrantinnen ohne Fluchtgeschichte 
schlechtere Voraussetzungen haben, den Einstieg in den Arbeitsmarkt zu bewältigen, sind 
evident: 
„Wer vor bewaffneten Konflikten flieht, hat kaum Möglichkeiten, ein Ankommen in der 
neuen Heimat vorzubereiten. Geflüchtete kommen also mit anderen Voraussetzungen 
nach Deutschland als Zugewanderte, deren Motiv Arbeitsmigration war. Geflüchtete 
Frauen haben im Durchschnitt schlechtere Deutschkenntnisse als 
Arbeitsimmigrantinnen, die schon einen vorbereitenden Deutschkurs im Herkunftsland 
machen konnten. Vor dem Berufseinstieg müssen außerdem Formalia erfüllt sein: Der 
Aufenthaltsstatus ist zu klären, eine Arbeitserlaubnis muss vorliegen. Bringen 
Geflüchtete Zeugnisse und Abschlüsse mit, so müssen diese anerkannt werden. Fehlen 
Abschlüsse und wollen Geflüchtete praktische Erfahrungen geltend machen, ist es noch 
schwieriger, Anschlussmöglichkeiten zu finden“ (Schmidt et al. 2018, S. 34). 
 
Im Rahmen der Studie „Geflüchtete Frauen als Zielgruppe der Arbeitsmarktförderung“ 
(2019) geben befragte Frauen und Expertinnen an, dass trotz ihrer hohen Motivation in 
Deutschland eine Arbeit aufzunehmen, es zahlreiche Faktoren gibt, die eine zügige und 
qualifikationsentsprechende Integration in den Arbeitsmarkt erschweren. 
„So berichteten viele der geflüchteten Frauen über multiple Belastungen, wie z. B. 
aufenthaltsrechtliche Unsicherheiten, Sorgen um Familienmitglieder, die sich noch im 
Herkunftsland oder in Transitstaaten befinden, beengte und laute Wohnverhältnisse in 
Gemeinschaftsunterkünften sowie fehlende Kinderbetreuungsplätze. Diese Umstände 
erschwerten es den Frauen zum Teil erheblich, sich auf das Erlernen der deutschen 
Sprache und mögliche neue berufliche Herausforderungen zu konzentrieren. Eine 
besonders große Hürde für eine erfolgreiche Integration in den Arbeitsmarkt stellten 
dabei aufenthaltsrechtliche Unsicherheiten dar, mit denen viele Frauen und ihre 
Familien über einen längeren Zeitraum lebten bzw. immer noch leben. Die befragten 
Expertinnen und Experten berichteten darüber, dass Frauen, die sich noch im 
Asylverfahren befinden bzw. nur einen kurzfristigen Aufenthaltstitel oder eine Duldung 
erhalten haben, sich häufig in einem permanenten Unruhezustand befinden und 
dadurch oftmals nicht in der Lage sind, langfristige Perspektiven zu entwickeln“ 
(Pallmann et al. 2019, S. 28 f.).  
 
Darüber hinaus hat die unausgewogene Arbeitsmarktbeteiligung in Deutschland noch 
weitere strukturelle Ursachen. So haben Menschen aufgrund ihrer sozialen Kategorien, 
wie Geschlechtsidentität, Hautfarbe und Religionszugehörigkeit, unterschiedliche 
Voraussetzungen für den Arbeitsmarktzugang. Die Ergebnisse einer Befragung der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes zu Diskriminierung im Einstellungsverfahren zeigen 
auf, dass hiervon Schwangere sowie muslimische Frauen, die ein Kopftuch tragen, 




2019, S. 9). Folglich arbeiten Männer in der Regel häufiger, mit mehr Stunden und in 
höheren Positionen als Frauen. „80 Prozent der Männer gehen zehn Jahre nach der 
Einreise einer Beschäftigung nach. Bei geflüchteten Frauen liegt der Anteil dagegen noch 
unter 50 Prozent; sind Kinder im Spiel, gehen Frauen noch seltener einer regulären 
Beschäftigung nach“ (Schmidt et al. 2018, S. 35). Den Ergebnissen der Studie „Dreifach 
benachteiligt?“ (Liebig 2018) zufolge, werden geflüchtete Frauen mit recht hoher 
Wahrscheinlichkeit im Jahr nach ihrer Einreise schwanger, „was damit zusammenhängen 
dürfte, dass sie zuvor durch die Ungewissheit und Unsicherheit vor und während der 
Flucht an der Verwirklichung ihres Kinderwunschs gehindert wurden“ (ebd. S. 29). Wenn 
schon, wie im Kapitel 3.1.1 erläutert, eine Teilnahme an Sprachkursen für Sorgearbeit 
leistende Frauen organisatorisch herausfordernd ist, gilt dies umso mehr bei einer 
dauerhaften beruflichen Beschäftigung. Für viele Mütter ist es nicht zuletzt wegen 
mangelnder Unterstützung immer noch eine große Herausforderung, Familie und Beruf 
miteinander zu arrangieren. Für alleinerziehende Frauen ist der Spagat noch schwieriger, 
denn hier fehlen teilweise komplett die familiären Unterstützungsmöglichkeiten durch 
Eltern oder Väter (vgl. Schmidt et al. 2018, S. 37).   
Was von geflüchteten Frauen zudem als große Herausforderung während der 
Arbeitssuche wahrgenommen wird, ist die Anerkennung ihres berufsqualifizierenden 
Abschlusses oder ihrer Berufserfahrungen im Aufnahmeland. In der Expertise 
FEMPOWERMENT heißt es hierzu: „Viele Frauen sind in ihrer Heimat Arbeiten 
nachgegangen, die sie von zu Hause verrichten konnten, beispielsweise als Näherin. 
Arbeitszeugnisse oder Zertifikate sind hier kaum gängig. In anderen Ländern ist der 
Stellenwert von schriftlichen Belegen für Praktika und Arbeitserfahrung deutlich geringer 
als in Deutschland“ (ebd. S. 35).   
In der Konsequenz werden hochqualifizierte Frauen mit Fluchtgeschichte in Deutschland 
häufig unter ihrer Qualifikation beschäftigt. Viele Geflüchtete beklagen, dass Jobcenter 
ihre Fähigkeiten nicht wertschätzen und ihnen nur unqualifizierte Erwerbstätigkeiten 
angeboten werden. 
 „Den Daten des Ad-hoc-Moduls der Europäischen Arbeitskräfteerhebung 2014 zufolge sind 
42% der erwerbstätigen weiblichen Flüchtlinge in den europäischen OECD-Ländern 
teilzeitbeschäftigt, gegenüber 36% der übrigen erwerbstätigen Migrantinnen aus Nicht-EU-
Ländern und weniger als 27% der im Inland geborenen Frauen. Erwerbstätige weibliche 
Flüchtlinge mit Tertiärabschluss sind darüber hinaus häufig von Überqualifizierung betroffen, 




sie besitzen. In den europäischen OECD-Ländern waren 2014 40% der weiblichen Flüchtlinge 
mit Tertiärbildung, die einen Arbeitsplatz hatten, für diesen überqualifiziert – bei den im Inland 
Geborenen war dieser Anteil nur halb so hoch“ (Liebig 2018, S. 23). 
 
Im Rahmen der Studie „Geflüchtete Frauen als Zielgruppe der Arbeitsmarktförderung“ 
gaben ausnahmslos alle befragten Frauen an, dass sie sich hinsichtlich ihrer mitgebrachten 
Kompetenzen und Qualifikationen sowie ihrer Interessen und Ziele in Bezug auf ihr 
Arbeitsleben in Deutschland kaum wahrgenommen fühlen. Die Frauen erklären, dass im 
Rahmen der Beratungen bei den Arbeitsagenturen „ihre Qualifikationen, Kompetenzen, 
Vorstellungen und Interessen bei der Suche nach einer beruflichen Zukunft in 
Deutschland“ kaum berücksichtigt würden. „Stattdessen fühlten sich viele der befragten 
Frauen seitens der Mitarbeitenden der Jobcenter unter Druck gesetzt, schnell irgendeine 
Arbeit, zumeist im Helfer[*innen]bereich (vorrangig Altenpflegehilfe oder Reinigung), 
aufzunehmen“ (Pallmann et al. 2019, S. 31). Eine befragte Frau schildert ihre Erfahrung 
folgendermaßen:  
„Meine Qualifikation wurde bisher nicht anerkannt. Die Beraterin im Jobcenter hat mir 
immer abgeraten, wieder als Ingenieurin arbeiten zu wollen. Die würden in Deutschland 
eh nicht anerkannt werden. Sie hat mir einen Job als ‚Verpackerin‘ in einer 
Schokoladenfabrik angeboten. Ich soll nicht so wählerisch sein.“ (Frau aus Syrien, 
Ingenieurin, verheiratet, keine Kinder; zitiert nach Pallmann 2019, S. 32).  
 
Anhand der Summe an Herausforderungen, die sich für geflüchtete Frauen am 
Arbeitsmarkt ergeben, lassen sich folgende Bedarfe konkludieren: Geflüchtete Frauen 
benötigen qualifizierte Unterstützung und aktive Beratung, um ihre praktischen 
Erfahrungen im Aufnahmeland anerkennen zu lassen. Günstig für den Einstieg wären 
niedrigschwellige Angebote mit einer Kombination aus Sprachtraining sowie Teilzeit- bzw. 
Minijobs oder Praktika, in denen sie Erfahrungen sammeln und sich ausprobieren können. 
Überdies gibt es einen Bedarf an Fördermaßnahmen, die geflüchteten Frauen 
Ausbildungsstellen anbieten und sie durch den Ausbildungsprozess begleiten oder selbst 
ausbilden. Um auch Frauen, die Kinder haben, den Zugang zum Arbeitsmarkt erleichtern 
zu können, gilt es die Nachfrage nach ausreichend Betreuungsangeboten für Kinder und 
flexiblen Arbeitszeitregelungen für Eltern zu decken (vgl. Schmidt et al. 2018, S. 38). 
Darüber hinaus müssen die Mitarbeiter*innen der Arbeitsagenturen mit besseren 
zeitlichen Ressourcen ausgestattet werden, um Arbeitssuchende hinsichtlich ihrer 





3.2.5 Zusammenfassende Darstellung der Benachteiligungen geflüchteter Frauen 
hinsichtlich der Integrationsbedingungen  
 
Anhand der dargestellten Studienergebnisse wurde deutlich, dass geflüchtete Frauen 
aufgrund ihrer sozialen Kategorien, wie der Geschlechtsidentität, Hautfarbe und 
Religionszugehörigkeit, unterschiedliche Zugänge oder Beschränkungen zu sämtlichen 
gesellschaftlichen Bereichen erhalten. Potenziell erfahren Frauen mit Fluchtgeschichte 
Diskriminierungen auf individueller, struktureller, institutioneller sowie historischer 
Ebene.  
Zudem zeigen die Studienergebnisse, dass die Zeit, die Frauen für institutionelle Bildung, 
Lohnarbeit und gesellschaftliche Teilhabe zur Verfügung steht, aufgrund ihrer 
gesellschaftlichen Rolle als Frau und der damit häufig einhergehenden 
Sorgeverantwortung limitiert ist. Entsprechend sind sie in ihren Integrationsbedingungen 
mehrfach benachteiligt.  
 
3.3 Benachteiligungen aufgrund von unbezahlter Care-Arbeit 
 
Die im Kapitel 3.2 dargestellten Forschungsergebnisse zu den Integrationsbedingungen 
geflüchteter Frauen zeigen, dass viele Herausforderungen und existierende soziale 
Ungleichheiten auf Sorgeverantwortung zurückgeführt werden können, welche in 
familiären Kontexten vorwiegend von Frauen übernommen wird.   
Demgemäß dient das folgende Kapitel als Überleitung zum Themenkomplex Care und 
beschäftigt sich mit der unzureichenden gesellschaftlichen Wertschätzung der von Frauen 
geleisteten Sorge-Tätigkeiten. Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die 
Geschlechtsidentität nicht die einzige soziale Kategorie ist, welche die Stellung von 
Individuen in der Sozialstruktur maßgeblich bestimmt, soll eine intersektionale 





3.3.1 Zum Begriff Care-Arbeit  
 
Im Alltagssprachgebrauch wird Arbeit meist mit Lohnarbeit gleichgesetzt. Somit 
verschwindet die unentlohnte Sorgearbeit, wie z. B. die Betreuung, Erziehung und 
Bildungsarbeit der Kinder, das Kochen, das Putzen, die Haushaltsorganisation und die 
Pflege von Familienangehörigen, häufig aus dem Bewusstsein, wird unreflektiert zur 
Freizeit gerechnet, bleibt damit unsichtbar und erfährt wenig Wertschätzung. Um 
sämtliche Formen von Arbeit adäquat benennen und einordnen zu können, nimmt die 
Sozialwissenschaftlerin Gabriele Winker in ihrer Publikation „Care Revolution - Schritte in 
eine solidarische Gesellschaft“ (2015) Begriffsbestimmungen vor. Nach ihrer Auffassung 
werden unter der sogenannten Reproduktionsarbeit Tätigkeiten jenseits der Lohnarbeit 
gefasst, die zur Erhaltung der menschlichen Arbeitskraft in einer kapitalistischen 
Gesellschaft notwendig sind. Reproduktionsarbeit im breiten Sinn umfasst somit die 
Sorgearbeit für andere unterstützungsbedürftige Menschen wie z. B. die Versorgung von 
alten Menschen als ehemalige Arbeitskräfte und von Kindern als zukünftige Arbeitskräfte 
sowie die Sorgearbeit für sich selbst, um arbeitsfähig zu bleiben (vgl. Winker 2015, S. 17-
22). Darüber hinaus werden „unter Care-Tätigkeiten meistens alle unbezahlten Arbeiten 
im Haushalt und alle bezahlten und unbezahlten Betreuungs- und Pflegearbeiten 
verstanden“ (Madörin 2007, zitiert nach Winker 2015, S. 22).  
 
3.3.2 Stellenwert von Care-Arbeit in der BRD 
 
Winker betont, dass es überwiegend Frauen sind, die die sorgenden Tätigkeiten alltäglich 
ausführen und dass diese in der heutigen Gesellschaft tendenziell „abgewertet, nicht 
ausreichend unterstützt und schlecht entlohnt“ werden (Winker 2015, S. 23). Laut dem 
Statistischen Bundesamt (Destatis) verdienten Frauen im Jahr 2019 in Deutschland 20 % 
weniger als Männer, wobei der unbereinigte Gender Pay Gap in Ostdeutschland viel 
geringer ausfällt als in Westdeutschland. Untersuchungen der ursächlichen Faktoren des 
Gender Pay Gap zeigen, dass rund drei Viertel des Verdienstunterschieds zwischen 
Männern und Frauen strukturbedingt ist – also unter anderem darauf zurückzuführen, 
dass Frauen häufiger in Branchen und Berufen arbeiten, in denen schlechter bezahlt wird, 




Teilzeit und in Minijobs und verdienen deshalb im Durchschnitt pro Stunde weniger. Nach 
Angaben der Arbeitskräfteerhebung war im Jahr 2018 in Deutschland fast jede zweite 
erwerbstätige Frau (47 %) im Alter von 20 bis 64 Jahren in Teilzeit tätig. Unter den Männern 
betrug dieser Anteil nur 9 %. Der überwiegende Teil der teilzeitarbeitenden Frauen gab als 
Hauptgrund die Betreuung von Kindern oder Pflegebedürftigen (31 %) beziehungsweise 
andere familiäre oder persönliche Verpflichtungen (17 %) an (vgl. Statistisches Bundesamt 
Destatis 2020). Hier wird deutlich, dass bislang noch kein familienpolitisches Konzept, wie 
z. B. die staatlich unterstützte Elternzeit für Väter, die traditionelle Zuschreibung der 
Reproduktionsarbeit an Frauen abgelöst hat. Vielmehr scheint die Verantwortung von 
Frauen für Sorgetätigkeiten nach wie vor als selbstverständlich und naturgemäß zu gelten.  
Die Gründe für diese geschlechtsspezifische Arbeitsteilung skizziert Winker anhand 
politischer Entscheidungen in Ost- und Westdeutschland seit den 1960er Jahren. In 
diesem Zusammenhang führt sie aus, dass das sogenannte Ernährermodell, nach welchem 
der Lebensunterhalt für eine Kernfamilie ganz oder vorwiegend durch die Erwerbstätigkeit 
des Mannes gesichert wird und im Gegenzug die Ehe- oder Lebenspartnerin die familiäre 
Sorgearbeit übernimmt, seit den 1980er Jahren an Bedeutung verloren hat. Stattdessen 
findet das Adult-Worker-Modell, nach dem „alle erwerbsfähigen Personen (…) – 
unabhängig von Geschlecht, Familienstatus und Anzahl der zu betreuenden Kinder und 
Angehörigen – durch den Verkauf ihrer Arbeitskraft für ihren eigenen Lebensunterhalt 
[aufkommen]“ (Winker 2015, S. 28 f.), seit den 1970er Jahren mehr Anwendung. Mit der 
Steigerung der Frauenerwerbstätigkeit steht vielen Frauen allerdings deutlich weniger Zeit 
für die Reproduktionsarbeit im Haushalt zur Verfügung, weshalb Teile der Sorgearbeit aus 
dem Haushalt ausgelagert und auf kommerzieller oder sozialstaatlicher Grundlage neu 
organisiert werden. Somit können sorgebedürftige Personen vermehrt in Betreuungs-, 
Bildungs- oder Pflegeeinrichtungen untergebracht werden.  
Parallel zur Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt, erhöhen sich kontinuierlich auch 
die inhaltlichen und zeitlichen Anforderungen an die Reproduktionsarbeit, vor allem in 
Bereichen wie Bildung und Gesundheit. So ist es beispielsweise Aufgabe von Eltern, 
sicherzustellen, dass Kinder bereits im frühen Alter vielfältige Kompetenzen für den 
Arbeitsmarkt erwerben. Das Ausmaß der Sorgearbeit ist hier von weiteren Dimensionen 




Beschaffenheit der Wohnung sowie der zur Verfügung stehenden finanziellen und 
zeitlichen Ressourcen (Vgl. Winker 2015, S. 28 ff.).  
Neben den Aufgaben im Bereich der Kindererziehung und -betreuung, nehmen auch die 
Anforderungen im Zusammenhang mit der Unterstützung pflegebedürftiger Angehöriger 
zu. Aufgrund demografischer Entwicklungen erhöht sich die Zahl der Pflegebedürftigen 
stetig. Im Jahr 2017 wurden 76 % aller Pflegebedürftigen der Bundesrepublik zu Hause 
versorgt. Von diesen wurden 1,76 Millionen allein durch Angehörige gepflegt (Vgl. 
Statistisches Bundesamt 2018).  
Winker stellt heraus, dass ferner auch die Selbstsorge immer aufwendiger wird, „da es die 
eigene Qualifikation fortwährend zu verbessern gilt. Gleichzeitig muss erlernt werden, mit 
permanenter Überforderung und Gesundheitsrisiken so umzugehen, dass die 
Arbeitsfähigkeit erhalten bleibt. Zeit für die Selbstsorge zu finden, ist besonders für 
diejenigen Menschen schwierig, die unterschiedliche, immer dichter werdende Zeitpläne 
der Familienmitglieder zu synchronisieren haben“ (Winker 2015, S. 31).  
Es wird somit also deutlich, dass die Anforderungen an Sorgearbeitende aufgrund der 
notwendigen Koordinierungsleistungen besonders hoch sind. So kommt der Soziologe 
Christof Wolf (2006) im Rahmen einer quantitativen Studie zu dem Ergebnis, dass durch 
Stress hervorgerufene psychosoziale Belastungen in der Haus- und Sorgearbeit die 
Gesundheit ebenso stark beeinflussen wie Belastungen aus der Erwerbsarbeit. 
„Unabhängig davon, ob es sich um bezahlte Erwerbsarbeit oder um unbezahlte Hausarbeit 
handelt: Tätigkeiten, die als seelisch belastend empfunden werden, die keinen Spaß 
machen und wenig Anerkennung finden, verschlechtern die körperliche und psychische 
Gesundheit“ (ebd. S. 172). 
Anstatt jedoch politische Konzepte für eine neuartige Arbeitsteilung breit zu diskutieren 
und umzusetzen, bleibt die Arbeit, die unbezahlt in Familien geleistet wird, weitgehend 
unsichtbar. Entsprechend liegt die Verantwortung für das Gelingen der umfassenden 







3.3.3 Intersektionale Perspektive auf kapitalistische Organisation von Care-Arbeit  
 
In Orientierung am intersektionalen Mehrebenenansatz nach Gabriele Winker und Nina 
Degele (2015) kann festgestellt werden, inwiefern die innerhalb kapitalistischer Systeme 
wirksamen strukturellen Herrschaftsverhältnisse Klassismen, Heteronormativismen, 
Rassismen und Bodyismen in Wechselwirkungen zu den Bereichen der Lohn- und der 
Reproduktionsarbeit stehen. Innerhalb dieses Ansatzes gehen Winker und Degele von 
einer kapitalistisch strukturierten Gesellschaft aus, deren grundlegende ökonomische 
Dynamik auf Profitmaximierung beruht. Winker führt hierzu Folgendes aus:  
„Dieses System basiert, hier beziehen wir uns auf die marxsche Theorie, auf dem Verkauf 
der Ware Arbeitskraft durch Lohnabhängige sowie auf der Aneignung des Mehrwerts 
durch Produktionsmittelbesitzende, die unter dem konkurrenzbedingten Zwang stehen, 
diesen Mehrwert als Kapital zu akkumulieren. Voraussetzung für die Reproduktion 
kapitalistischer Gesellschaften ist neben der Sicherung der kapitalistischen 
Eigentumsverhältnisse und der Bereitstellung der Produktionsmittel auch die 
Reproduktion der Arbeitskräfte. Erforderlich ist dabei die Verfügbarkeit geeigneter, 
passend qualifizierter und flexibler Arbeitskräfte, ohne dass für deren Reproduktion 
übermäßig hohe Kosten entstehen. Dies unterstützen Differenzkonstruktionen entlang 
von klassistischen, heteronormativen, rassistischen und bodyistischen 
Herrschaftsverhältnissen, die den Lohn- und Reproduktionsarbeitenden 
unterschiedliche Positionen zuweisen.“ (Winker 2015, S. 93 f.) 
 
Entsprechend geht Winker davon aus, dass sämtliche soziale Kategorien die Stellung der 
Individuen in der Sozialstruktur maßgeblich bestimmen. So werden beispielsweise durch 
klassistische Diskriminierungen auf der Grundlage von sozialer Herkunft, Bildung und 
Beruf Einkommensunterschiede und Zugangsschwellen zu Arbeit und Bildung sowie 
sämtlichen anderen gesellschaftlichen Bereichen aufrechterhalten. Dies wurde z. B. 
anhand der im Kapitel 3.2.4 ausgeführten Studienergebnisse deutlich, laut denen, der 
Großteil der arbeitstätigen geflüchteten Frauen im Aufnahmeland unter ihrer 
Qualifikation beschäftigt werden, das heißt ihre Arbeitskraft aufgrund rassistischer, 
klassistischer und heteronormativer Differenzkonstruktionen schlechter entlohnt wird. 
Grundsätzlich werden Berufsfelder geschlechterstereotyp zugewiesen, wodurch 
geschlechterhierarchische Arbeitsteilungen in der Lohn- und Reproduktionsarbeit sowie 
eine Lohndifferenz aufrechterhalten wird. „Da die Kombination aus zunehmender 
Frauenerwerbsbeteiligung und weiterhin notwendiger Reproduktionsarbeit zu hohen 
Belastungen führt, werden von gut verdienenden Haushalten Teile dieser Arbeit an meist 




ohne soziale Absicherung die Sorgearbeit in den Haushalten übernehmen“ (ebd. S. 95). 
Diese Arbeitsteilung beruht auf klassistischen, heteronormativen sowie rassistischen 
Herrschaftsverhältnissen. Neben diesen, sind auch bodyistische Herrschaftsverhältnisse 
im Lohnarbeitsprozess von Bedeutung. Gefragt sind Menschen, die als Arbeitskraft zur 
Kapitalverwertung beitragen können; entsprechend wirken sich Krankheiten und 
Behinderungen negativ auf die beruflichen Chancen aus. Leistungseingeschränkte 
Personen werden somit nicht als Arbeitskraft gesehen, sondern mit möglichst geringen 
Kosten in Sondereinrichtungen für behinderte, alte und chronisch kranke Menschen 
untergebracht (vgl. ebd. S. 95 f.). „Auch werden Menschen mit Leistungseinschränkungen 
nach SGB XII in die Sozialhilfe abgeschoben, wenn sie dem Arbeitsmarkt weniger als drei 
Stunden täglich zur Verfügung stehen können. Das Maß der Unterstützung von Menschen 
ist also direkt davon abhängig, ob sie als Arbeitskraft genutzt werden beziehungsweise 
potenziell nutzbar sind“ (ebd. S. 140 f.).  
Es wird somit deutlich, dass die entlohnte Care-Arbeit auf Grundlage klassistischer, 
heteronormativer, rassistischer und bodyistischer Verhältnisse organisiert ist und 
aufgrund dessen verhältnismäßig kostengünstig realisiert werden kann. Die staatliche 
Familien- und Pflegepolitik unterliegt also dem Primat der Kostenbegrenzung und somit 
den Zielen neoliberaler Wirtschaftspolitik.  
Winker betont diesbezüglich, dass „die Profitorientierung [im Care Bereich] besonders 
offensichtlich den menschlichen Bedürfnissen entgegen [wirke] und (…) viele Menschen 
in ihren Entwicklungsmöglichkeiten, ihrer Gesundheit und ihrer Kreativität ein[schränke].“ 
(ebd. S. 165) Ferner führt sie aus: „Es ist für viele Menschen deutlich wahrnehmbar, wie 
unsinnig und kontraproduktiv es ist, Menschen nach dem Prinzip maximaler Profitabilität 
heilen, lehren, unterstützen, beraten oder pflegen zu wollen. Darüber hinaus ist für viele 
klar, dass das derzeitige System sozialer Infrastruktur nicht nur zu mangelhafter Qualität, 








3.4 Zusammenfassung des bisherigen Erkenntnisstandes 
 
Im Verlauf der vorhergehenden Ausführungen wurde die mehrfache Benachteiligung 
geflüchteter Frauen in verschiedenen Lebensbereichen ersichtlich. Diese sollen im 
Folgenden noch einmal zusammengefasst werden.   
Allem voran ist davon auszugehen, dass ein Großteil der geflüchteten Frauen vor der 
Ankunft in Deutschland traumatische Erfahrungen gemacht hat. Da ihre Zugänge zu 
psychologischer und psychosozialer Unterstützung beschränkt sind, haben viele 
Geflüchtete nicht die Möglichkeit das Erlebte zu verarbeiten, was sich entsprechend 
negativ auf ihren gesundheitlichen Zustand auswirken kann. Im Rahmen des 
Asylverfahrens und der Unterbringung in Deutschland erleben Frauen potenziell erneut 
Diskriminierungen, Gewalt oder Retraumatisierungen. Darüber hinaus ist davon 
auszugehen, dass Mütter in besonderem Maße emotionale Arbeit leisten müssen, um 
ihren Kindern im Kontext der Flucht sowie in dem neuen Umfeld des Aufnahmelandes eine 
emotionale Stütze zu sein, während sie parallel selbst das Erlebte verarbeiten und sich in 
die neue Situation einleben müssen.  
Trotzdem die Aufenthaltsperspektive vieler Geflüchtete nach ihrer Ankunft im 
Aufnahmeland oft für längere Zeit unsicher ist, stehen sie gleichzeitig unter dem Druck, 
den politischen und gesellschaftlichen Integrationsanforderungen gerecht werden zu 
müssen. Aufgrund mehrfach-diskriminierender Zuschreibungen sowie der 
Dreifachbelastung von Integrationsherausforderungen, Lohn- und Fürsorgearbeit werden 
die Anforderungen, die an geflüchtete Frauen gestellt werden zu einem Balanceakt, der 
immer wieder scheitert. Die Kombination aus Existenzunsicherheit und hohem 
Leistungsdruck erzeugt bei vielen Frauen das dauernde Gefühl individuellen Versagens, 
wenngleich sie selbst keine Schuld an den strukturellen Benachteiligungen haben. 
Gelingt es Frauen trotz der multiplen Benachteiligungen Zugang zum Arbeitsmarkt zu 
bekommen, was gemeinhin als ein wichtiger Bestandteil des Integrationsprozesses gilt, 
werden sie häufig unter ihrer Qualifikation beschäftigt. Es ist davon auszugehen, dass 
sexistische, klassistische und rassistische Zuschreibungen zur Rechtfertigung prekärer 
Arbeitsbedingungen dienen. Somit wird die Notwendigkeit deutlich, Rassismus, 




Das ganze Ausmaß der Überlastung und Benachteiligungssituation ist allerdings nur dann 
zu verstehen, wenn zusätzlich die alltäglichen Diskriminierungen berücksichtigt werden. 
So sind geflüchtete Frauen häufig nicht nur in ihrem Zugang zu Lohnarbeit und 
institutioneller Bildung beschränkt, sondern aufgrund mehrfach-diskriminierender 
Zuschreibungen auch in ihrer sozialen Integration. „Abwertung und Ausschluss von 
sozialer Teilhabe machen sich im Selbstwertgefühl bemerkbar. Folge dieser Belastungen 
sind gesundheitliche Beeinträchtigungen“ (ebd. S. 85 f.). 
Abschließend gilt es festzuhalten, dass der Leistungsdruck sowie die Verantwortung von 
geflüchteten Frauen in allen Lebensbereichen auf der individuellen Ebene wachsen, ohne 
dass sie selbst Einfluss auf die Rahmenbedingungen nehmen können, unter denen sie 
diesen Erwartungen gerecht werden müssen. Die Folgen daraus sind, dass sie sich kaum 




4 Das Konzept der Care Revolution 
 
„Sorgen und Versorgen sind Tätigkeiten, die der Sicherung der menschlichen 
Grundbedürfnisse dienen und einen nicht geringen Anteil sozialer Beziehungen 
ausmachen – im privaten wie auch im beruflich-dienstleistungsbezogenen Rahmen. ́ Care` 
ist überall“ (Worschech 2011). Folglich bestimmt die Organisation von Care Arbeit 
maßgeblich die Lebensbedingungen aller Menschen, auch im Kontext der Flucht – sie 
bestimmt die internationalen Hilfsstrukturen, die Geflüchtetensozialarbeit, das 
Asylverfahren, die Unterbringung, die Integrationsbedingungen, die Kinderbetreuung, 
den Schulbetrieb, den Arbeitsmarkt, den Pflegebereich ebenso wie die Hausarbeit und 
sämtliche gesellschaftliche Bereiche. Eine genauere Betrachtung von Care und der Frage, 
wer wie für wen in welcher Situation sorgt sowie welche Voraussetzungen und auch 
Folgen gute wie schlechte Care-Arbeit hat, eröffnet eine Perspektive auf soziale 
Ungleichheiten innerhalb der Gesellschaft. Gabriele Winker zufolge, fehlen in der 
Gesellschaft „die Rahmenbedingungen, die es Menschen ermöglich, für sich und für 
andere gut zu sorgen und auch ihren Bedürfnissen entsprechend versorgt zu werden“ 




Arbeit zu einer „Krise sozialer Reproduktion“ führt, worunter verstanden werden kann, 
„dass für Care-Arbeit nicht mehr die erforderlichen finanziellen und zeitlichen Ressourcen 
zur Verfügung stehen und daraus vielfältiges soziales Leid entsteht“ (ebd. S. 91).   
Als Alternative zu diesem Zustand entwickelt sie eine Transformationsstrategie, die 
ausgehend von menschlichen Bedürfnissen die gegenwärtig meist unsichtbare 
Sorgearbeit ins Zentrum einer gesellschaftlichen Alternative stellt. „Mit der Care 
Revolution ist also ein grundlegender Perspektivenwechsel verbunden. Es geht um nicht 
weniger als die Herausforderung, nicht weiter die Profitmaximierung, sondern stattdessen 
die Verwirklichung menschlicher Bedürfnisse ins Zentrum gesellschaftlichen und damit 
auch ökonomischen Handelns zu stellen. Ziel ist, all das bereitzustellen, was zur 
Befriedigung menschlicher Bedürfnisse erforderlich ist“ (ebd. S. 144). Um den Übergang 
zu einer bedürfnisorientierten und Care zentrierten Gesellschaft vorstellbar zu machen, 
beschreibt sie sechs mögliche Schritte einer Care Revolution und hält Sorgearbeitende 
dazu an, diese gemeinsam zu gehen.   
Im Folgenden werden diese von Gabriele Winker konzipierten Schritte skizziert, um sie im 
nächsten Schritt auf Lösungsansätze zur Bewältigung der Benachteiligungen geflüchteter 
Frauen zu prüfen.  
 
4.1 Vernetzung von Care-Aktivist*innen  
 
Zwar scheint die Organisation von Care-Arbeit gesamtgesellschaftlich wenig diskutiert zu 
werden, doch sind insbesondere in feministischen Kreisen sowie in gewerkschaftlich 
organisierten Care-Bereichen vielfältige Initiativen aktiv, die neue Modelle von Sorge-
Beziehungen und eine Care-Ökonomie anstreben. Um zu verhindern, dass kleine 
Initiativgruppen und aktivistische Einzelpersonen schnell an die Grenzen großer 
politischer Aufgaben stoßen, gilt es diese „als Mitstreiter_innen einer Care Bewegung zu 
gewinnen und zu vernetzen. Im Rahmen einer solchen Vernetzung können Aktive auch 
über einzelne Bereiche hinaus ihre Kräfte bündeln, politische Kraft gewinnen und damit 
zeigen, dass Kämpfe für konkrete Verbesserungen auch erfolgreich sein können“ (ebd. S. 
153).  
Diesen Ansatz der Vernetzung wählten beispielsweise verschiedene politische Care-




Berlin durchführten. In Folge dieser Konferenz gründete sich das Netzwerk Care 
Revolution, in dessen Rahmen über 80 Gruppen und Personen in Deutschland, Österreich 
und der Schweiz, die in verschiedenen Feldern sozialer Reproduktion – Hausarbeit, 
Gesundheit, Pflege, Assistenz, Erziehung, Bildung, Wohnen und Sexarbeit – aktiv sind, 
gemeinsam an politischen Aktionen arbeiten.3 Die Erfahrungen des Netzwerks zeigen, 
„wie wichtig es ist, die unterschiedlichen Schwerpunkte und Ansätze der verschiedenen 
Care-Initiativen ernst zu nehmen, sich dabei solidarisch aufeinander zu beziehen und 
voneinander zu lernen“ (ebd. S. 154). Winker empfiehlt diesbezüglich, die 
unterschiedlichen Interessen immer wieder an die Öffentlichkeit zu tragen, um 
verschiedenen Betroffenen Gehör zu verschaffen und eine möglichst breite Zielgruppe für 
die soziale Bewegung zu gewinnen (vgl. ebd. S. 154).  
 
4.2 Realisierung von Zeitsouveränität und Existenzsicherheit 
 
Um die Mehrfachbelastung von Care-Arbeitenden nachhaltig reduzieren zu können, 
braucht es laut Winker zunächst Konzepte, die eine Verbesserung der 
Erwerbsarbeitsbedingungen zum Ziel haben. Grundlage für solche Konzepte sollte die 
Anerkennung des erweiterten Arbeitsbegriffs sein, da Winkers Auffassung nach, soziale 
Ungleichheiten nur dann überwunden werden können, wenn unbezahlte 
Reproduktionsarbeit konzeptionell berücksichtigt wird (vgl. ebd. S. 155).  
Hierzu führt Winker aus: „Gegenwärtig zementieren die langen Erwerbsarbeitszeiten 
insbesondere von Männern und die Teilzeitarbeit insbesondere von Frauen die ungleiche 
Verteilung der Reproduktionsarbeit. Eine deutlich verkürzte Erwerbsarbeitszeit der 
Vollzeitbeschäftigten stellt [daher] eine Grundbedingung dar, um die 
geschlechterungleiche Arbeitsverteilung aufzubrechen“ (S. 156). 
Sie weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die meisten von Gewerkschaften 
vorangebrachten und von Politiker*innen diskutierten Modelle, die eine Entlastung von 
Arbeitnehmer*innen zum Ziel haben, wie z. B. die Arbeitszeitverkürzung oder die 
Bekämpfung von Niedriglöhnen, primär an der Verfügbarkeit von Arbeitskräften und 
weniger am Wohl der Menschen ausgerichtet sind. Ihrer Auffassung nach müsse es 
 





beispielsweise Menschen mit Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen ermöglicht 
werden, sich bewusst für eine Auszeit aus der Erwerbsarbeit zu entscheiden. Daher hält 
sie die Umsetzung einer massiven Arbeitszeitverkürzung für alle Vollzeitbeschäftigte und 
einen entsprechenden Lohnausgleich zwar für erforderlich, aber nicht ausreichend. Als 
sinnvoll erachtet sie das Konzept des Bedingungslosen Grundeinkommens (BGE), welches 
ohne Bedarfsprüfung jedem Menschen zusteht und somit Existenz und gesellschaftliche 
Teilhabemöglichkeiten sichert.  
„Wichtig ist dabei, dass das Grundeinkommen tatsächlich bedingungslos ohne Zwang zur 
Erwerbsarbeit, aber auch ohne Zwang zur Reproduktionsarbeit für andere ausgezahlt 
wird. Das BGE ist eine individuelle Absicherung, die jedem Menschen von Geburt an 
zusteht und gleichzeitig allen ermöglicht, für sich selbst und andere tätig zu sein. Damit 
setzt das leistungsunabhängige und bedingungslose Grundeinkommen ebenso das 
grundlegende Recht jedes Menschen auf Befriedigung seiner Bedürfnisse voraus wie die 
grundsätzliche Bereitschaft, Sorgearbeit zu leisten. Gleichzeitig ist aber aus 
feministischer Perspektive klar, dass es nicht Ziel sein kann, über das Grundeinkommen 
die Individualisierung der Sorgearbeit auszuweiten. Nach wie vor sind hochwertige 
öffentliche Dienstleistungen erforderlich. (…) So können die Debatten rund um das BGE 
dazu beitragen, eine Neudefinition von Arbeit im Sinn der Vielfalt gesellschaftlich 
notwendiger Tätigkeiten jenseits der Lohnarbeit durchzusetzen. Ein bedingungsloses 
Grundeinkommen beinhaltet die Chance, Gedanken des gemeinschaftlichen und 
solidarischen Wirtschaftens und Lebens zu stärken.“ (ebd. S. 159 f.) 
 
4.3 Ausbau sozialer Infrastruktur  
 
Für einen weiteren notwendigen Schritt der gesellschaftlichen Transformation hält 
Gabriele Winker den Ausbau staatlich oder gemeinschaftlich angebotener 
Dienstleistungen zur Unterstützung familiärer Reproduktionsarbeit bei gleichzeitiger 
Demokratisierung dieser Bereiche. „Hochwertige Kinderbetreuung und 
Bildungsangebote, umfassende Gesundheitsversorgung und Altenpflege sowie 
Unterstützung in individuellen Notlagen durch professionell ausgebildete Personen 
müssen [ihrer Auffassung nach] steuerfinanziert und gebührenfrei allen zur Verfügung 
stehen“ (ebd. S. 160). Sie spricht in diesem Zusammenhang vom Ausbau einer „sozialen 
Infrastruktur“ (ebd. S. 161), worunter sie die Bereiche der Gesundheitsvorsorge, des 
Verkehrs, des Wohnens, der Bildung, der Kultur sowie die Begleitung von Kita-Kindern, die 





Winker erklärt, dass das deutsche Bildungssystem, welches die Grundlage für jegliche 
gesellschaftliche Teilhabechancen bildet, höchst selektiv sei. Ziel einer solidarischen 
Gesellschaft sollte daher sein, „dass allen Personengruppen der Zugang zu 
Bildungsmöglichkeiten eröffnet wird, dass also jede Person unabhängig von der sozialen 
Herkunft, dem Aufenthaltsstatus und dem Alter Partizipationschancen hat und, wenn 
nötig, besonders gefördert werden kann“ (ebd. S. 161).  
Laut einer Studie, dem Monitor Familienleben 2013 des Instituts für Demoskopie 
Allensbach, „wünschen sich Eltern von Kindern unter 18 Jahren mehrheitlich flexiblere 
Betreuungszeiten (62%), mehr Betreuungsmöglichkeiten für Schulkinder (57%) und 
Betreuungsangebote in den Ferien (57%) sowie mehr Betriebskindergärten (52%). Für 
Eltern von Schulkindern entstehen Probleme nicht selten durch die Notwendigkeit, mit 
den Kindern den Schulstoff zu wiederholen oder bei den Hausaufgaben zu helfen. 59% der 
Eltern mit Schulkindern berichten von solchen Schwierigkeiten. 76% sind deswegen der 
Meinung, dass Ganztagesschulen Eltern entlasten würden“ (IfD 2013 zitiert nach Winker 
2015, S. 161 f.).  
Um diesen Bedarfen gerecht werden, allen Menschen den Zugang zu Bildung ermöglichen 
und gleichzeitig Care-Arbeitende entlasten zu können, müssen Betreuungs- und 
Bildungseinrichtungen mit ausreichend personellen und finanziellen Ressourcen 
ausgestattet werden. Darüber hinaus sollten Winkers Auffassung nach 
Demokratisierungsprozesse in Bildungsbereichen forciert werden, in dem Sinne, dass 
Eltern und Kinder in Entscheidungen über Lehrinhalte vermehrt eingebunden werden (vgl. 
Winker 2015, S. 162).   
Das Gleiche sollte auch für den Gesundheits- und Pflegebereich angestrebt werden. Dort 
sollten Patient*innen und unterstützungsbedürftige Menschen über die Art ihrer 
Behandlung oder der Pflege mitentscheiden können und ihre Bedürfnisse vom 
medizinischen Fachpersonal berücksichtigt werden. Winker führt hierzu aus:  
„Wie die Gesundheitsversorgung konkret ausgestaltet wird, können nur die Menschen, 
die es betrifft, selbst entwickeln. Sie müssen auch Einfluss darauf haben, welche Art von 
medizinischer Versorgung sie erhalten. In jedem Fall ist ein institutioneller Rahmen 
notwendig, in dem Menschen auf die Gestaltung dieses Bereichs der öffentlichen 
Daseinsvorsorge tatsächlich Einfluss nehmen können. Die Arbeit in entsprechenden 
Gremien lässt sich auch als Übungsfeld für eine tatsächliche Vergesellschaftung des Care-





Mit dem Ausbau einer umfassenden, allen Menschen zugänglichen sozialen Infrastruktur 
würde laut Winker „das Zweiklassensystem im Gesundheitswesen seine 
Existenzgrundlage verlieren und dafür eine solidarische Bürger[*innen]versicherung ohne 
Beitragsbemessungsgrenzen und mit Freibeträgen für ärmere Menschen etabliert 
werden“ (ebd. S. 162). Mit einer solchen Versicherung könnten unterstützungsbedürftige 
Personen und ihre Angehörigen selbstbestimmt und ohne finanziellen Druck entscheiden, 
inwieweit die Pflege im familiären Umfeld stattfinden soll.  
Neben dem Ausbau der sozialen Infrastruktur hält Winker eine gesellschaftliche 
Aufwertung und deutlich höhere Entlohnung der Care-Arbeit, welche für alle Care-
Beschäftigten, vor allem Frauen, endlich Existenz sichernde Löhne bedeuten würde, für 
besonders wichtig. 
Winker hält eine soziale Infrastruktur, die nach den Interessen aller Menschen 
ausgerichtet ist, bereits heute, mithilfe einer deutlich stärkeren Besteuerung der Reichen 
und der Unternehmensgewinne, für finanzierbar. Ihrer Meinung nach ist dieser Ansatz 
erforderlich und zur Bekämpfung sozialer Ungleichheit sinnvoll (ebd. S. 163). 
 
4.4 Demokratisierung und Selbstverwaltung des Care-Bereichs  
 
Als weitere wichtige Bausteine der Care Revolution gelten die Demokratisierung des Care-
Bereichs sowie die Überführung der Institutionen öffentlicher Daseinsvorsorge in 
Gemeinschaftseigentum. So hält Gabriele Winker es für sinnvoll, „etwa im Bereich der 
Kinderbetreuung, der Altenpflege, der gesundheitlichen Vorsorge und Prophylaxe oder 
der Bildungsangebote (…), durch Mitsprache aller und gemeinschaftliche Abwägung von 
Prioritäten vielfältige Angebote zu entwickeln“ (ebd. S. 165), um den unterschiedlichen 
Anforderungen der Menschen an eine soziale Infrastruktur gerecht werden zu können. 
Vieles hiervon sei auf kommunaler Ebene, in Stadtteilen oder Nachbarschaften 
gemeinsam planbar und umsetzbar, da die allermeisten Care-Angebote dezentral realisiert 
werden können. „Hier [ließen] sich im gemeinschaftlichen Miteinander verhältnismäßig 
einfach konkrete Formen der Selbstverwaltung erproben, da von Angeboten im Care-
Bereich alle Menschen, häufig auch existenziell, betroffen sind und deswegen als 
Expert_innen sprechen und entscheiden können“ (ebd. S. 165).  Winker hält in diesem 




Bedürfnisorientierung für die Ziele, an denen sich ein gemeinschaftlich organisierter Care-
Bereich orientieren muss. Für die Erreichung dieser Ziele sieht sie zwei gangbare Wege 
vor: „Möglich sind zum einen eine schrittweise Demokratisierung der bislang 
privatwirtschaftlich, staatlich oder von Wohlfahrtsverbänden organisierten Infrastruktur 
und zum anderen eine auf kollektiven Projekten beruhende dezentrale Neugestaltung von 
Care“ (ebd. S. 165 f.).  
Bei der Demokratisierung der vorhandenen Care-Infrastruktur geht es darum, 
demokratische Strukturen aufzubauen, die auf allen Ebenen die Bedürfnisse, Interessen 
und Wünsche von Beteiligten zusammenführen. Winker vertritt die Ansicht, dass erst 
wenn Schulen, Krankenhäuser, Kitas, Altenheime und andere Einrichtungen der sozialen 
Infrastruktur in Formen der Selbstverwaltung organisiert sind, Einwohner*innen über ein 
ausreichendes Mitbestimmungsrecht verfügen. Die Fragen bezüglich des Ausbaus, der 
Form und der Inhalte von Kitas, Schulen und Gesundheitszentren würden dann in 
Kommunen, im Dorf oder im Stadtteil entschieden. In Care-Bereichen, wie z. B. 
Spezialkliniken und -schulen, in denen spezialisiertes Fachwissen vonnöten ist und die 
direkte Mitsprache nicht geeignet wäre, würden sogenannte Care-Räte etabliert, in denen 
Care-Geber*innen sowie Care-Nehmer*innen vertreten sind. Diese Ratsmitglieder wären 
durch gemeinsames Handeln und gemeinsame Erfahrungen mit den Menschen 
verbunden, die sie vertreten (vgl. ebd. S. 166 f.).  
Winker vertritt bezüglich der Demokratisierungsprozesse folgende Annahme:  
„Wenn Menschen diese neuen und zunächst ungewohnten Formen der 
Selbstorganisation ausprobieren und sich aneignen, dann übernehmen sie auch Schritt 
für Schritt kollektive Verantwortung für notwendige Aufgaben sozialer Daseinsvorsorge. 
Die Krankenhäuser, Schulen und viele andere Institutionen werden enorm an Qualität 
gewinnen und Innovationsschübe erleben, da es zu einem direkten Erfahrungsaustausch 
zwischen Care-Beschäftigten und Einwohner_innen kommt. Lernen lässt sich 
diesbezüglich von Gemeinschaften, die beispielsweise in Mehrgenerationenhäusern, 
landwirtschaftlichen Kooperativen, Produktionsgenossenschaften und Kommunen 
bereits heute gemeinschaftliche Verantwortung füreinander und für gemeinsam 
hergestellte Güter und Dienstleistungen übernehmen. Sie verfügen über breite 
Erfahrungen in der Organisation kollektiver Abstimmungsprozesse und haben über 
Mitgliederversammlungen, regelmäßige Projekttreffen oder Arbeitsgruppen bereits 







Eine zweite mögliche Strategie neben der Demokratisierung der öffentlichen 
Daseinsvorsorge sieht Winker im Neuaufbau von Einrichtungen der sozialen Infrastruktur 
durch kollektiv organisierte Betriebe oder Gemeinschaften. Als Vorbild nennt sie an dieser 
Stelle landwirtschaftliche Kollektive, deren Erfahrungen sich auf Care-Bereiche übertragen 
ließen. 
„Bei diesen handelt es sich häufig um Projektgemeinschaften zwischen Produzent_innen 
und Konsument_innen, die sich für eine ökologisch verträgliche Landwirtschaft 
einsetzen und gleichzeitig die Existenz der Produzent_innen und die Versorgung der 
Konsument_innen sichern wollen. Auf Jahresversammlungen geben alle 
Konsument_innen anonym bekannt, welchen Jahresbeitrag sie sich leisten können oder 
wollen. Durch Solidarbeiträge soll auch Studierenden, Erwerbslosen oder Rentner_innen 
die Teilnahme ermöglicht werden. Die Konsument_innen bezahlen ihren Beitrag im 
Voraus und teilen damit das Risiko mit den Produzent_innen. Auch helfen sie häufig auf 
freiwilliger Basis bei der Ernte, wenn viele Hände benötigt werden. Die Produzent_innen 
verpflichten sich im Gegenzug zur Bereitstellung der saisonal verfügbaren regionalen 
Produkte in ausreichender Vielfalt, so dass auch bei Schädlingsbefall oder schlechter 
Witterung noch genug Nahrungsmittel zur Verfügung stehen“ (ebd. S. 168).  
 
Somit haben solche Gemeinschaften bereits erfolgreich Erfahrungen damit gesammelt, 
die Produktion nach anderen Kriterien als denen von Marktkonkurrenz und 
Kapitalverwertung zu organisieren.  
Winkers Auffassung nach ließe sich auch die Organisation von Kitas nach einem ähnlichen 
Prinzip realisieren. So würden sich beispielsweise Erzieher*innen, Architekt*innen und 
Ernährungswissenschaftler*innen mit Eltern und weiteren interessierten 
Anwohner*innen zusammenschließen und ein bedarfsgerechtes Angebot aufbauen. Dies 
ließe sich in ähnlicher Weise auf Schulen, aber auch auf Gesundheitszentren, die heutige 
Arztpraxen ersetzen können, übertragen. So könnten mehrere Ärzt*innen, Physio- und 
Psychotherapeut*innen, Altenpfleger*innen sowie weitere Vertreter*innen aus dem 
Gesundheitsbereich und zukünftige Patient*innen gemeinsam ein ganzheitliches 
Gesundheitsangebot organisieren. Entsprechend aufzubauende Kollektive könnten sich 
darüber hinaus um eine Gemeinschaftsküche im Stadtteil oder um die Sanierung und 
Verteilung des gemeinsamen Wohnbestands kümmern und mit der Zeit angemessene 
Formen der Koordination und Entscheidungsfindung entwickeln, um eine 






4.5 Vergesellschaftung aller Produktionsmittel  
 
Obwohl Gabriele Winker die Demokratisierung des Care-Bereichs für einen wichtigen 
Schritt in eine solidarische Gesellschaft hält, geht sie davon aus, dass der Care-Bereich, 
auch wenn er demokratisch verwaltet und an Bedürfnissen orientiert ist, über Steuern 
und Lohnzahlungen mit dem kapitalistischen Sektor verbunden bleibt. Außerdem bleibt 
der Care-Bereich weiterhin auf Güter aus der medizintechnischen Industrie oder der 
Pharmaindustrie angewiesen und auch jenseits der Care-Arbeit bleiben viele Güter und 
Dienstleistungen für die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse notwendig. Somit geraten 
mit der Erweiterung des demokratisierten Teils der Wirtschaft die Logiken von 
Bedürfnisorientierung und Kapitalverwertung in wachsenden Widerspruch. 
Winker hält daher die vollständige Abschaffung des Privateigentums an 
Produktionsmitteln und damit auch die Überwindung des Verkaufs von Arbeitskraft als 
Ware letztendlich für unumgänglich.  
Als notwendige Voraussetzung für so einen grundlegenden Systemwechsel der letztlich 
die Abschaffung des Kapitalismus bedeutet, erachtet Winker, dass Menschen als politische 
Akteur*innen zuvor konkrete Veränderungen ihrer Lebensbedingungen umgesetzt und 
wichtige Erfahrungen für eine Selbstverwaltung gesammelt haben.  
„Das bedeutet: Viele Menschen haben zunächst individuell deutlich bessere zeitliche 
und materielle Rahmenbedingungen, um ihr Leben ihren Bedürfnissen entsprechend zu 
gestalten. Sie haben damit auch mehr Zeit und Energie, um sich gemeinsam mit anderen 
direkt an der Gestaltung besserer Arbeits- und Lebensbedingungen zu beteiligen. Sie 
erfahren sich ferner in diesem Prozess immer wieder neu als gesellschaftlich Handelnde, 
die grundlegend auf Entwicklungen Einfluss nehmen, Erfolge erzielen und angemessene 
demokratische Strukturen weiterentwickeln können. Auch sind viele von ihnen im 
Rahmen der konkreten Auseinandersetzungen um Demokratisierung des Care-Bereichs 
an Debatten beteiligt, in denen konkrete Utopien einer solidarischen Gesellschaft 
thematisiert werden.  
Ferner haben sich Gruppen und Organisationen, die Ideen der Care Revolution aktiv 
vertreten, in diesen Auseinandersetzungen zu einer großen sozialen Bewegung 
verbreitert und sind eng verbunden mit internationalen sozialen, aber auch 
ökologischen Bewegungen. Es gibt vielfältige miteinander vernetzte Initiativen, die vor 
Ort in den Nachbarschaften, auf kommunaler und regionaler Ebene politische Themen 
der Care Revolution vorantreiben. Es gibt kollektiv und solidarisch arbeitende 
Institutionen sowie Care-Räte in den unterschiedlichen Bereichen und auf regionaler 
und gesamtgesellschaftlicher Ebene. Wahrscheinlich sind zu einem solchen Zeitpunkt 
auch in den Parlamenten Parteien stark vertreten, die die für diese Veränderungen 





Einen wichtigen Grund für die Abschaffung des Privateigentums an Produktionsmitteln 
sieht Winker in dem aktuellen Ausschluss der Bevölkerung von ökonomischen 
Entscheidungen. Ihrer Auffassung nach erfordert eine umfassende Teilhabe aller an der 
Gestaltung und Verwaltung der Ökonomie deswegen eine Form des gemeinsamen 
Besitzes an Produktionsmitteln (vgl. ebd. S. 172). „Denn nur durch die Vergesellschaftung 
aller Produktionsmittel wird gewährleistet, dass Menschen darüber bestimmen können, 
was produziert und welche Dienstleistung angeboten wird.“ (ebd. S. 170)  
Winker geht ferner davon aus, dass sich über diese Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel die Trennung von Lohnarbeit und Reproduktionsarbeit aufheben lässt. 
In diesem Zusammenhang betont sie aber auch, dass „heteronormative, klassistische, 
rassistische und bodyistische Arbeitsteilungen damit nicht automatisch aufgehoben 
[werden], da es sich um sozio-kulturelle Konstruktionen handelt, die nur mühsam zu 
überwinden sind. Deswegen gilt es an jedem Punkt des Kampfes um Veränderung danach 
zu streben, ein gutes Leben für alle ohne Ausschlüsse zu realisieren“ (ebd. S. 171 f.).  
„Dabei ist eine wichtige Frage, wie gesellschaftlich notwendige Arbeit so verteilt werden 
kann, dass die Wirkungen der historisch übernommenen und reproduzierten 
Herrschaftsverhältnisse schrittweise aufgehoben werden. Ein entscheidender Fortschritt 
ist, dass es mit der Abschaffung der Lohnarbeit als gesellschaftlichem Verhältnis auch 
keine Unterscheidung zwischen Lohn- und Reproduktionsarbeit und damit tendenziell 
keine Abwertung von Care-Arbeit mehr gibt. Dadurch wird der Spielraum von Menschen 
deutlich größer, unterschiedliche Tätigkeiten auszuprobieren. Sie können erfahren, wo 
ihre individuellen Interessen und Vorlieben liegen, die sie in der heutigen Gesellschaft 
meist nicht entfalten können. In der Folge kann dieses veränderte Handeln überholte 
Zuordnungen von Arbeitsinhalten an bestimmte Gruppen von Menschen aufbrechen.“ 
(ebd. S. 174 f.) 
 
Wie die Ablösung des kapitalistischen Systems erreicht werden kann, ist Gegenstand 
umfangreicher Diskussionen. Offen sind dabei die Fragen, ob es eines revolutionären 
Bruchs bedarf, wann er möglich ist und mit welchen Mitteln er vollzogen werden soll. 
Sicher ist, dass die Übergabe der Produktionsmittel an die Einwohner*innen als 
Gemeingut nicht freiwillig von statten gehen wird. Deshalb bedarf es die Aussichtslosigkeit 
der jetzigen Eigentümer*innen als Ausgangslage. Um diese zu erreichen, müssen die Ziele 
der geschilderten Transformationsstrategie zu diesem Zeitpunkt schon weitgehend 
gesellschaftlich anerkannt werden. Somit erfordern die zuvor skizzierten Schritte die 
Selbstermächtigung der Bevölkerung. „Nur in diesem Prozess lässt sich die Frage nach 




4.6 Kultur des Miteinanders und der Solidarität 
 
Winker vertritt die Ansicht, dass mit dem „weltweit durchsetzenden neoliberalen 
Kapitalismus der soziale Zusammenhalt zunehmend aufgelöst wird“ (ebd. S. 176). Aus 
diesem Grund sieht sie „in dem Erlernen von Praxen des Miteinanders und der Solidarität“ 
(ebd. S. 176) eine große Herausforderung für den Prozess einer Care Revolution.  
Da alle Menschen früher oder später zeitweise auf Sorge angewiesen und dafür 
verantwortlich sind, gelingt der Lernprozess für solidarisches Handeln ihrer Auffassung 
nach am besten in Care-Initiativen – „wo Menschen Arbeit miteinander teilen, sich im 
gemeinsamen Leben erfahren. (…) An diesen Orten können nicht nur humane, auf 
Solidarität beruhende Visionen entwickelt werden, sondern hier kann auch der 
solidarische Umgang miteinander erprobt werden – über alle Ausgrenzungen und 
Diskriminierungen hinweg, die Menschen derzeit erfahren.“ (ebd. S. 177) 
Mithilfe kollektiver Strukturen in Familie sowie dem Beruf sollen Menschen erfahren, wie 
gut es tut, gemeinsam zu handeln. Winker betont in diesem Zusammenhang, „dass sowohl 
in einzelnen Kollektiven und Gemeinschaften als auch im Prozess der Herausbildung und 
Weiterentwicklung einer solidarischen Gesellschaft immer wieder Hierarchien, 
Abwertungen und Ausgrenzungen einzelner Menschen oder Gruppen bewusst reflektiert 
werden [müssen]. Die Ausgeschlossenen immer wieder wahrzunehmen und 
einzubeziehen, ist ein nie endender Prozess, aber eine unabdingbare Notwendigkeit.“ 
(ebd. S. 178) 
Winkers Auffassung nach, ist eine solidarische Gesellschaft zum Wohle aller überhaupt 
nur denkbar, wenn die Care Revolution sich aktiv gegen Diskriminierungen aller Art 














5 Beantwortung der erkenntnisleitenden Fragestellung   
 
In dem folgenden Kapitel wird der Frage nachgegangen, ob die von Gabriele Winker 
konzipierten Schritte in eine solidarische Gesellschaft Lösungsansätze zur Bewältigung der 
identifizierten Benachteiligungen geflüchteter Frauen bieten. In diesem Zusammenhang 
sollen Handlungsempfehlungen formuliert werden.  
Der Aufbau des Kapitels orientiert sich an der Gliederung des vierten Kapitels und somit 
an den sechs Schritten der Care Revolution.  
 
5.1 Berücksichtigung der Perspektiven geflüchteter Frauen  
 
Ein erster Schritt in eine solidarische Gesellschaft ist laut Gabriele Winker die Vernetzung 
von Care-Aktivist*innen. Hierbei plädiert sie dafür, die unterschiedlichen Schwerpunkte 
und Ansätze der verschiedenen Care-Aktivist*innen ernst zu nehmen.  
Damit sich auch die spezifischen Bedarfe und Perspektiven von geflüchteten Frauen in 
politischen Forderungen wiederfinden, müssen ihnen zunächst die Zugänge zu sämtlichen 
aktivistischen Bereichen wie Netzwerktreffen und Aktionskonferenzen erleichtert werden. 
Um Zugangsbarrieren zu politischen Gruppen und Care-Initiativen abzubauen, kann es 
hilfreich sein, die Öffentlichkeitsarbeit mehrsprachig zu gestalten. Denn wie im Kapitel 
3.2.1 deutlich wurde, haben insbesondere geflüchtete Frauen häufig nicht die Möglichkeit 
an Sprachkursen teilzunehmen, wenn sie in familiären Care-Bereichen eingebunden sind. 
Eine Übersetzung der veröffentlichten Inhalte des Netzwerks Care Revolution in 
verschiedene Sprachen wäre daher von großer Wichtigkeit, um sie möglichst vielen 
Menschen zugänglich zu machen. Für die Soziale Arbeit lassen sich im Zusammenhang mit 
diesem Sachverhalt folgende Handlungsempfehlungen festhalten: Geflüchteten Frauen 
müssen zunächst Räume geboten werden, in denen sie sich in ihren Erstsprachen über 
ihre Erfahrungen und ihre Rolle in der Gesellschaft austauschen und sich organisieren 
können. Darüber hinaus muss es ihnen ermöglicht werden, ihre identifizierten Bedarfe an 
politische Entscheidungsträger*innen adressieren zu können. Um den Perspektiven von 




migrantische Selbstorganisationen, Vereine, Bündnisse und Initiativen gezielt zu 
themenspezifischen Netzwerktreffen und Aktionskonferenzen eingeladen werden.  
 
5.2 Selbstbestimmte Existenzsicherung 
 
Um Frauen von gesellschaftlichen Erwartungen zu entlasten und ihnen in diesem 
Zusammenhang die Entscheidung zu überlassen, nur diejenigen Sorgetätigkeiten 
auszuüben, die sie in familiären, nachbarschaftlichen oder zivilgesellschaftlichen 
Zusammenhängen übernehmen möchten, beschreibt Gabriele Winker die Realisierung 
von Zeitsouveränität und Existenzsicherheit als einen weiteren Schritt der 
Transformationsstrategie. „Dies ist heute besonders wichtig, da es insbesondere für viele 
Frauen einen nicht zu bewältigenden Spagat darstellt, die eigene Arbeitskraft verkaufen 
zu müssen und gleichzeitig vor weiter steigende Anforderungen im Bereich der 
Reproduktionsarbeit gestellt zu sein“ (ebd. S. 160). Der Bedarf nach einer Realisierung von 
Zeitsouveränität und Existenzsicherheit lässt sich auch bei geflüchteten Frauen feststellen.  
Zur Realisierung von Existenzsicherheit kann festgehalten werden, dass diese für Frauen 
mit Fluchtgeschichte generell fremdbestimmt ist. So erfahren Menschen in ihren 
Herkunftsländern sowie auf der Flucht keine existenzielle Sicherung. Nacht ihrer Ankunft 
im Aufnahmeland entscheidet der Ausgang des Asylverfahrens über ihren Aufenthalt, 
ihren Anspruch auf Sozialleistungen sowie über ihre rechtlichen Zugänge und somit über 
ihre Existenzsicherung. Konkrete Lösungsansätze zur Bewältigung dieses 
diskriminierenden und entmündigenden Asylsystems bietet das Konzept der Care 
Revolution nicht.  
Die Einführung eines Bedingungslosen Grundeinkommens allerdings, welche Winker im 
Rahmen ihres Konzepts erwähnt und befürwortet, könnte ein hohes Maß an 
ökonomischer Unabhängigkeit von geflüchteten Frauen sowie bessere Bedingungen für 
Selbstbestimmung und individuelle Entfaltung bewirken. Für die Umsetzung bräuchte es 
allerdings konkrete Entwürfe, die verhindern, dass Menschen aufgrund ihres 
Aufenthaltstitels benachteiligt werden und ihnen der bedingungslose Anspruch auf 




Alle weiteren Konzepte, die Winker zur Entlastung von Care-Arbeitenden darstellt, gehen 
von dem Umstand einer Erwerbstätigkeit aus - so z. B. die Arbeitszeitverkürzung oder die 
Bekämpfung von Niedriglöhnen, welche für geflüchtete Frauen eine ebenso große 
Entlastung darstellen würden. In diesem Zusammenhang müsste verhindert werden, dass 
rassistische, klassistische und sexistische Zuschreibungen weiterhin als Rechtfertigung für 
ungleiche Arbeitsbedingungen dienen.  
Anhand der im Kapitel 3.2 identifizierten Herausforderungen geflüchteter Frauen im Alltag 
wurde allerdings deutlich, dass die Realisierung von Zeitsouveränität und 
Existenzsicherheit für Geflüchtete bereits vor dem Eintritt in den Arbeitsmarkt relevant 
und somit konzeptionell zu berücksichtigen wäre. So gibt es eine große Zahl geflüchteter 
Frauen, die den Anforderungen für einen Berufseinstieg nicht gerecht werden können, da 
sie aufgrund von Care-Arbeit nicht die zeitlichen Ressourcen haben, um Sprachkurse oder 
weitere institutionelle Bildungsangebote zu besuchen. Besonders betroffen hiervon sind 
Alleinerziehende und Mütter, die keine Kinderbetreuungsplätze finden. Solche sind somit 
langfristig darauf angewiesen Sozialleistungen zu beziehen und in familiären Kontexten 
unentgeltlich zu arbeiten. Um ihnen einen uneingeschränkten Zugang zu institutioneller 
Bildung und Berufsvorbereitung zu ermöglichen und sie gleichzeitig von Sorgetätigkeiten 
zu entlasten, gilt es die Nachfrage nach ausreichend Betreuungsangeboten für Kinder und 
zeitlich flexiblen Sprach- und Integrationskursen für Eltern zu decken.   
Wie aber bereits im Kapitel 3.2.4 erläutert, wird vielen Frauen darüber hinaus der 
Berufseinstieg weiterhin erschwert. So wird die Anerkennung von Zeugnissen, 
berufsqualifizierenden Abschlüssen und Berufserfahrungen von Betroffenen als größte 
Herausforderung wahrgenommen. In der Konsequenz werden hochqualifizierte Frauen 
mit Fluchtgeschichte in Deutschland häufig unter ihrer Qualifikation beschäftigt. Um 
Betroffene bei der Bewältigung dieser Probleme zu unterstützen, können soziale Projekte 
hilfreich sein, die sich explizit an geflüchtete Frauen richten, und diese beim Einstieg in 
den Arbeitsmarkt begleiten. Um die Chancengleichheit in Bewerbungsverfahren 
gewährleisten zu können, können vonseiten der Betriebe Quotenregelungen, nach 






5.3 Infrastrukturelle Entlastung von geflüchteten Frauen 
 
Im Rahmen der Care Revolution gilt der Ausbau einer sozialen Infrastruktur, welche den 
Interessen aller Menschen gerecht werden soll, als ein weiterer maßgeblicher Schritt. 
Winker begründet die Notwendigkeit dieses Ausbaus zunächst mit dem selektiven 
Bildungssystem. Ihre Forderung nach Zugang zu Bildungsmöglichkeiten für alle 
Personengruppen unabhängig von sozialer Herkunft, Aufenthaltsstatus und Alter ist auch 
für geflüchtete Frauen von großer Relevanz. Um Frauen, die aufgrund von mütterlichen 
Sorgeverpflichtungen ihre eigenen Bildungsmöglichkeiten nicht wahrnehmen können, zu 
entlasten, wäre der Ausbau von Kindertagesstätten dringend notwendig. Im Kapitel 3.2.1 
wurde erläutert, dass sich die Suche nach einem Kinderbetreuungsplatz für Geflüchtete 
besonders schwierig gestalten kann. Dieser Umstand bedeutet nicht nur eine 
Mehrfachbelastung von Eltern, sondern benachteiligt auch die betroffenen Kinder, da 
ihnen aufgrund der fehlenden Kindergartenerfahrung grundlegende soziale Lernprozesse 
und eine frühkindliche Sprachförderung verwehrt bleiben. Eine bundesweite Regelung, 
laut der Kinder mit Fluchtgeschichte für eine gewisse Zeit verpflichtend eine Kita besuchen 
müssten, würde dem Recht der Kinder auf Bildung gerecht werden, ihnen den Schuleintritt 
erleichtern und neben dem Sorgearbeitende entlasten und deren Bildungs- und 
Teilhabechancen erhöhen. Darüber hinaus könnte der Ausbau von 
Betreuungsmöglichkeiten für Schulkinder unterstützend sein.  
Winker sieht für den Ausbau der sog. sozialen Infrastruktur außerdem eine 
Umstrukturierung des Gesundheits- und Pflegebereichs vor. So sollen Pflege- und 
Gesundheitsleistungen allen Menschen uneingeschränkt und unabhängig ihrer 
finanziellen Mittel zu Verfügung stehen, wodurch soziale Ungleichheiten abgebaut 
würden. Gleichzeitig sollen Care-Berufe aufgewertet und deutlich besser entlohnt 
werden, was auch ein Ende der Ausbeutung von Migrantinnen in häuslicher Betreuungs- 







5.4 Diversität und Repräsentation in Demokratisierungsprozessen  
 
Im Kapitel 4.4 wurde erläutert, dass Gabriele Winker die Demokratisierung und 
Selbstverwaltung des Care-Bereichs für einen elementaren Schritt der Care Revolution 
hält. Dieser Schritt bietet auch theoretische Lösungsansätze zur Bewältigung von 
Benachteiligungssituationen geflüchteter Frauen. So könnten die Demokratisierung und 
Selbstverwaltung des Care-Bereichs das Potenzial haben, die Lebensbedingungen 
geflüchteter Frauen zu verbessern.  
Die von Winker propagierte Einführung von Care-Räten könnte die Chance auf 
demokratische Mitbestimmung geflüchteter Frauen erhöhen. Gleichzeitig würde die 
Repräsentation von geflüchteten Frauen in solchen Räten bedeuten, dass deren 
spezifische Wünsche an die soziale Infrastruktur in der Konzeption sowie der Umsetzung 
berücksichtigt würden. Um sicherstellen zu können, dass sich diverse Menschengruppen 
in den Räten repräsentiert fühlen, könnte die Einführung von Quoten sinnvoll sein.  
Eine zweite mögliche Strategie neben der Demokratisierung der öffentlichen 
Daseinsvorsorge sieht Winker im Neuaufbau von Einrichtungen der sozialen Infrastruktur 
durch kollektiv organisierte Betriebe oder Gemeinschaften. Eine solche Selbstverwaltung 
könnte geflüchteten Frauen die Möglichkeit erleichtern, ihren sozialen Nahraum 
mitzugestalten und ihre Potenziale und Erfahrungen einzubringen. Durch die Einbindung 
verschiedener Perspektiven können existierende Dysfunktionalitäten innerhalb sozialer 
Einrichtungen erkannt, reflektiert und in Zukunft verhindert - und gleichzeitig die 
Angebote kultursensibel, mehrsprachig, diskriminierungskritisch und bedarfsorientiert 
umgesetzt werden. Darüber hinaus könnten sich geflüchtete Frauen im Aufbau sowie der 
Umsetzung selbstverwalteter Care-Einrichtungen beteiligen und hätten somit die 
Möglichkeit an gesellschaftlichen und politischen Prozessen zu partizipieren, 







5.5 Intersektionale Perspektive auf Vergesellschaftung aller Produktionsmittel 
 
Die Frage danach, ob die Vergesellschaftung aller Produktionsmittel eine pauschale 
Lösung zur Bewältigung der Benachteiligungen geflüchteter Frauen im Kontext der Arbeit 
sein kann, beantwortet Winker im Rahmen ihrer Ausführungen bereits selbst mit „nein“. 
Sie geht davon aus, dass „heteronormative, klassistische, rassistische und bodyistische 
Arbeitsteilungen [mit der Abschaffung des Privateigentums an Produktionsmitteln nicht 
automatisch aufgehoben sind], da es sich um sozio-kulturelle Konstruktionen handelt, die 
nur mühsam zu überwinden sind“ (ebd. S. 171 f.).  
Dennoch geht Winker davon aus, dass die Kombination aus den bisherigen Schritten der 
Care Revolution und der Vergesellschaftung der Produktionsmittel zu einer gemeinsamen 
gesellschaftlichen Verantwortungsübernahme und somit zu einer Verbesserung der 
Lebensbedingungen aller Menschen führen würde.  
 
5.6 Solidarische Gesellschaft zum Wohle aller  
 
In den Ausführungen Gabriele Winkers zum letzten Schritt einer Care Revolution heißt es: 
„Eine Kultur des Miteinanders und der Solidarität kann sich nur mit der Zeit, nur im Laufe 
der politischen Auseinandersetzung herausbilden. Sie kann sich nur dort 
weiterentwickeln, wo Menschen Arbeit miteinander teilen, sich im gemeinsamen Leben 
erfahren, (…) etwa in Care-Initiativen“ (ebd. S. 177).  
Die Chance, die eine solche „Kultur des Miteinanders und der Solidarität“ birgt, ist, dass 
die soziale, strukturelle sowie identifikatorische Integration geflüchteter Frauen besser 
gelingen würden. Indem alle Menschen gleichberechtigt am gesellschaftlichen Wandel 
aktiv beteiligt wären, hätten sie die Möglichkeit die Gesellschaft, in der sie leben, aktiv 
mitzugestalten und sich besser mit ihrem sozialen Nahraum sowie ihrer Rolle innerhalb 









Im Rahmen der Bachelorarbeit sollten die strukturellen Benachteiligungen geflüchteter 
Frauen aufgezeigt und das Konzept der Care Revolution nach Gabriele Winker auf 
Lösungsansätze zur Bewältigung jener Benachteiligungen untersucht werden. Anhand 
verschiedener Forschungsergebnisse konnten Benachteiligungen in verschiedenen 
Lebenssituationen von Frauen im Kontext der Flucht herausgearbeitet werden. Es wurde 
zudem versucht eine intersektionale Perspektive auf die Diskriminierungsstrukturen und 
deren Wechselwirkungen einzunehmen.  
Die Analyse des Konzeptes der Care Revolution zeigte, dass die spezifischen 
Benachteiligungen und Bedarfe geflüchteter Frauen von Gabriele Winker nicht immer 
explizit berücksichtigt wurden. So wurden Herausforderungen im Kontext der Flucht wie 
z. B. Lebensbedingungen in Gemeinschaftsunterkünften, psychosoziale Unterstützung für 
Geflüchtete, existenzielle Unsicherheiten im Rahmen des Asylverfahrens, eingeschränkte 
rechtliche Zugänge geflüchteter Menschen, spezifische Benachteiligungen beim 
Arbeitsmarktzugang sowie emotionale Arbeit im Fluchtkontext in den Ausführungen 
Gabriele Winkers nicht erwähnt. Stattdessen fokussiert das Konzept in erster Linie die 
Bewältigung sozialer Ungleichheiten, die aufgrund der kapitalistischen Organisation von 
Care-Arbeit in der BRD entstehen. Unter Berücksichtigung der im Kapitel 3 identifizierten 
Benachteiligungen konnte jedoch geschlussfolgert werden, dass die Benachteiligungen 
geflüchteter Frauen zwar auch aufgrund der kapitalistischen Verwertungslogik von 
Arbeitskraft existieren, jedoch nicht ausschließlich darauf zurückgeführt werden können. 
Entsprechend schwer fiel die Beantwortung der erkenntnisleitenden Fragestellung. Denn 
die Frage danach, ob eine Care Revolution auch das Potenzial hat rassistische und 
patriarchale Machtstrukturen sowie deren Nebenprodukte Klassismus, Homo- und 
Transfeindlichkeit, Cis- und Heterosexismus, Ableismus, Islamfeindlichkeit und 
Antisemitismus aufzulösen, konnte im Rahmen dieser Arbeit nicht umfassend 
beantwortet werden.  
Hiervon abgesehen konnten dennoch Ansätze aus den Schritten der Care Revolution 
herausgearbeitet werden, die nach eigenem Ermessen Lösungsansätze zur Bewältigung 





- Der Ausbau und die Vernetzung von Care-Initiativen sind von großer Wichtigkeit. 
Innerhalb von Bündnissen, wie z. B. dem Care Revolution Netzwerk, können 
vielseitige Bedarfe und Inhalte besser gebündelt werden. Aufgrund der Größe und 
der Reichweite solcher Netzwerke erhalten die publizierten Themen auch die 
notwendige Aufmerksamkeit und Dringlichkeit. Elementar für eine gelingende 
und solidarische Bündnisarbeit ist ein uneingeschränkter Zugang für alle 
Menschen unabhängig ihrer sozialen Kategorisierungen. Je heterogener die 
Gruppe der Care-Aktivist*innen ist, desto besser können die unterschiedlichen 
Benachteiligungssituationen, politischen Missstände und resultierende Bedarfe 
an die Öffentlichkeit getragen werden. Auf diese Weise kann eine breite 
Zielgruppe für die soziale Bewegung gewonnen werden, mit welcher sich 
möglichst alle Aktivist*innen gleichermaßen identifizieren können. Indem 
geflüchteten Frauen hindernisfreie Zugänge zu care-aktivistischen Kreisen 
eröffnet werden, können ihre Perspektiven in neu entstehenden Modellen von 
Sorge-Beziehungen und einer Care-Ökonomie konzeptionell berücksichtigt 
werden.  
- Gesetzt den Fall, die von Gabriele Winker konstruierte Utopie einer Care 
Revolution würde auf die von ihr vorgesehene Art und Weise vollzogen werden, 
hätten geflüchtete Frauen ebenso wie alle anderen Menschen zunächst 
individuell deutlich bessere zeitliche und materielle Rahmenbedingungen, um 
ihren Alltag ihren Bedürfnissen entsprechend zu gestalten.  
- Die Einführung eines Bedingungslosen Grundeinkommens könnte für geflüchtete 
Frauen einen Zugewinn an ökonomischer Unabhängigkeit sowie bessere 
Bedingungen für Selbstbestimmung und individuelle Entfaltung bewirken, sofern 
es tatsächlich allen Menschen bedingungslos und unabhängig ihres 
Aufenthaltstitels zur Verfügung stünde. Um zu ermöglichen, dass Frauen darüber 
hinaus selbstbestimmt entscheiden könnten, ob sie zusätzlich zum BGE noch 
erwerbstätig sein möchten, müsste ihnen ein uneingeschränkter Zugang zum 
Arbeitsmarkt gewährleistet werden. In diesem Zusammenhang müsste verhindert 
werden, dass rassistische, sexistische, ableistische und klassistische 





- Der Ausbau einer umfassenden, allen Menschen zugänglichen sozialen 
Infrastruktur würde geflüchtete Frauen in verschiedener Hinsicht entlasten. Die in 
Kapitel 3.1 dargestellten Ergebnisse haben gezeigt, dass die institutionellen 
Rahmenbedingungen Deutschlands in ihrer Ausstattung und Organisation aktuell 
keine menschenwürdige Aufnahme geflüchteter Menschen gewährleisten. 
Mithilfe gebührenfreier und steuerfinanzierter Kinderbetreuung, 
Bildungsangebote, Gesundheitsversorgung, Altenpflege sowie Unterstützung in 
individuellen Notlagen durch professionell ausgebildete Personen könnten 
Familien nach ihrer Flucht angemessen unterstützt werden. Sämtliche 
Hilfsangebote sollten bedarfsgerecht sowie trauma- und gendersensibel 
konzipiert und umgesetzt werden.  
- Indem einzelne Bereiche des Care-Bereichs zunehmend kollektiv und 
demokratisch selbstverwaltet würden, hätte die soziale Infrastruktur die Chance 
den unterschiedlichen Anforderungen der Menschen gerecht werden zu können. 
Daneben könnte die Einführung sogenannter Care-Räte für geflüchtete Frauen die 
Chance auf demokratische Mitbestimmung erhöhen. Um sicherstellen zu können, 
dass sich diverse Menschengruppen in den Räten repräsentiert fühlen, könnte die 
Einführung von Quoten sinnvoll sein.  
- Um die gesellschaftliche Transformation gerecht gestalten zu können, ergibt sich 
die Aufgabe, Diskriminierungsstrukturen und Machtverhältnisse stets zu 
hinterfragen, zu benennen als auch in gegenseitiger Wechselwirkung zu 
betrachten. Gelingt dies, bekommen alle Menschen die Möglichkeit sich in der 
sozialen Bewegung als gesellschaftlich Handelnde zu erfahren. Die Care 
Revolution hätte als solche das Potenzial, die existierende Vielfalt an Erfahrungen, 
Perspektiven und Energien ihrer Bürger*innen in produktive, kreative und 
innovative Taten umzusetzen. 
 
Durch die spezifische Betrachtung der Benachteiligungen geflüchteter Frauen haben die 
Ergebnisse dieser Bachelorarbeit aufgezeigt, welche Aspekte in der Konzeption der Care 
Revolution unzureichend berücksichtigt wurden. So werden Sozialwissenschatler*innen 
die Bedarfe vulnerabler Gruppen vermehrt in das Zentrum ihrer Analysen und Konzepte 
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